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AKTION & KRITIK

CBG-Jahrestagung 2015
Die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG) widmete 
ihre diesjährige Jahrestagung dem Thema „Die Plastik-Flut – ein 
Öko-Desaster made by BAYER & Co.“ Der Meeres-Chemiker Prof. 
Dr. Gerd Liebezeit zeichnete in seinem Eingangsvortrag ein ver-
heerendes Bild von der Lage. Millionen Tonnen Plastik-Müll ver-
unreinigen die Ozeane. Ein großer Teil der Fische und Seevögel 
hat Spuren von Plaste & Elaste im Körper, und an den Küsten 
schwemmen Kadaver von Tieren an, die einen vollen Magen hat-
ten und trotzdem verhungert sind, weil sie nur Fischernetze, PET-
Flaschen und andere Plastik-Teile als „Nahrung“ zu sich genom-
men hatten. Liebezeit kritisierte deshalb die Bundesregierung, 
die im Gegensatz zu „Entwicklungsländern“ wie Bangladesh oder 
Ruanda nicht einmal willens war, durch ein Verbot von Plastik-
tüten zu einer Reduktion der Kunststoff-Produktion beizutragen. 
Marijana Toben vom BUND FÜR UMWELT UND NATURSCHUTZ 
gab dagegen ein wenig Hoffnung. Sie stellte die erfolgreiche 
BUND-Kampagne gegen Mikroplastik in Kosmetika und Körper-
pflege-Produkten vor, die für viele der gesundheitsschädlichen 
Winzlinge das Ende bedeutete. Toben warnte jedoch davor, den 
Bekenntnissen der Industrie blindlings zu vertrauen – es gelte, 
ihren Umstieg auf unbedenklichere Alternativen ganz genau zu 
beobachten. CBG-Geschäftsführer Philipp Mimkes ging das Pro-
blem in bewährter Coordinationsmanier grundsätzlich an. Er be-
gann mit der energie-intensiven Kunststoff-Herstellung, widmete 
sich hiernach mit Bisphenol A einem besonders gefährlichen 
Stoff, kritisierte dann BAYERs Nachhaltigkeitsstrategie als reine 
PR-Maßnahme und skizzierte abschließend Grundzüge einer Che-
mie-Wende. Durch die lebhaften, fachkundigen und nicht selten 
von persönlichem Engagement auf dem Gebiet geprägten Diskus-
sionsbeiträge trugen die BesucherInnen das Ihrige zum Gelingen 
der Veranstaltung bei, so dass am frühen Abend alle angeregt 
und zufrieden die Heimreise antreten konnten.

Viele CBG-Vorträge
Die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG) erhält im-
mer wieder Anfragen zu Vorträgen, denen sie auch gerne nach-
kommt. So berichtete CBG-Geschäftsführer Philipp Mimkes bei 
der „Linken Medien-Akademie“ in Berlin über die vielfältigen 
Lobby-Aktivitäten BAYERs. Am Konzern-Stammsitz Leverkusen 
versorgte er die TeilnehmerInnen des „Klima-Pilgerwegs“ mit 
Informationen über den immensen Anteil des Global Players am 
Kohlendioxid-Ausstoß. Bei der „Offenen Akademie“ in Gelsenkir-
chen referierte Mimkes über die Auseinandersetzungen um die 
Offenlegung des Kooperationsvertrages, den der Leverkusener 
Multi mit der Universität Köln vereinbart hatte. Und in Bremen 
ging der CBGler auf Einladung der „Volkshochschule Delmen-
horst“ und des „Labors für Chemische und Mikrobiologische 
Analytik“ über die Marathon-Distanz und legte in zweieinviertel 
Stunden die Geschichte der deutschen Chemie-Industrie dar.

„Stoppt die alte CO-Pipeline!“
Nicht nur die zwischen den BAYER-Werken Dormagen und Kre-
feld verlegte Kohlenmonoxid-Pipeline wirft Sicherheitsfragen 
auf. Auch die in den 1960er Jahren zwischen Dormagen und Le-

verkusen gebaute Verbindung weist gravierende Mängel auf. Das 
offenbarte sich der COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN, 
nachdem sie bei der Bezirksregierung Köln Einsicht in die ent-
sprechenden Unterlagen genommen hatte. Besonders an dem 
Rhein-Düker, mittels dessen die Pipeline den Fluss unterquert, 
zeigen sich Korrosionsschäden, also Abnutzungserscheinungen 
an den Bau-Bestandteilen. Die CBG veröffentlichte den Befund, 
und kurz danach kündigte BAYER einen Düker-Neubau an. Dieses 
Vorhaben beseitigt die Gefahr jedoch nicht, die von dem Trans-
port gefährlichen Giftgases quer durch das Land ausgeht. Darum 
lehnt die Coordination es ab und hat auch bereits eine Einwen-
dung gegen das Projekt formuliert. Der Leverkusener Multi aber 
will es unbedingt durchdrücken. Er hat aus dem PR-Desaster 
bei seiner anderen Pipeline-Baustelle gelernt und versucht nun, 
durch Dialog-Formate Akzeptanz für die Düker-Arbeiten zu schaf-
fen. Aus diesem Grund beauftragte er die Agentur JOHANSSEN 
+ KRETSCHMER mit der Ausrichtung einer Informationsveranstal-
tung. Sie fand am 10. November in der Bürgerhalle Leverkusen-
Wiesdorf statt. Die COORDINATION ließ sich an dem Tag aber 
nicht einbinden. Sie hielt vor dem Eingang eine Kundgebung ab, 
auf der sie die Stilllegung der Alt-Pipeline forderte. „Für ergebnis-
offene Diskussionen stehen wir gerne zur Verfügung, nicht aber 
für Alibi-Veranstaltungen zur Akzeptanz-Förderung“, erklärte die 
CBG. Allzu viele andere standen dafür auch sonst nicht zur Verfü-
gung. Nur rund 15 BürgerInnen fanden sich im Saal ein.

MedizinerInnen gegen alte CO-Leitung
Auch ÄrztInnen wenden sich gegen die alte, zwischen Dorma-
gen und Leverkusen verlaufende Kohlenmonoxid-Pipeline, der 
momentan eine Teil-Renovierung bevorsteht (s. o.). Da bei einem 
möglichen Gas-Austritt wegen der akuten Toxizität des Gases 
kaum Ansatzpunkte für ärztliche Notfall-Maßnahmen bestehen, 
forderten 94 MedizinerInnen eine sofortige Stilllegung der Lei-
tung. „Wir sind nicht länger gewillt, dieses Hochrisiko-Projekt au-
ßerhalb des Werksgeländes von BAYER hinzunehmen, nur damit 
das Unternehmen eine unverantwortlich große Menge an CO vor-
halten kann. Daher verlangen wir, die CO-Pipeline von Dormagen 
nach Leverkusen schnellstens zu stoppen“, erklärte Dr. Gottfried 
Arnold für die Gruppe.

Ein Musical gegen die CO-Pipeline
BAYERs umstrittene Kohlenmonoxid-Pipeline schaffte es jetzt 
sogar auf die Theater-Bühne. Am 23. Oktober 2015 hatte „Rhein-
heim – das Katastrophen-Musical“ Premiere. Kinder und Jugend-
liche aus Monheim und Langenfeld führten das Stück auf; für 
die Co-Produktionen taten sich Monheimer Schulen und Kinder-
gärten, die Musikschulen Monheim und Langenfelds sowie das 
Hitdorfer Matchbox-Theater zusammen. Und das Stück um die 
böse Frau Dr. Blöker von der Reichol AG, den in die Jahre ge-
kommenen Action-Helden Briece Wullis, einen zerstreuten Pro-
fessor, Werkschutz-AgentInnen und vier junge ReporterInnen mit 
Spürsinn für Industrie-Skandale kann sogar mit einem Happy End 
aufwarten. Im echten Leben ist hingegen das dicke Ende für die 
Giftgas-Leitung leider noch nicht gekommen.
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Offener Brief an National Geographic
Der Leverkusener Multi gehört mit seiner unökologischen Pro-
duktionsweise und Hervorbringungen wie gefährlichen Industrie-
Chemikalien und Pestiziden zu den großen Umweltsündern. Um 
das zu kaschieren, betreibt er Greenwashing, indem er mit dem 
Umweltprogramm der Vereinten Nationen und Umwelt-Organi-
sationen Kooperationen eingeht. Mit der „National Geographic 
Society“, die unter anderem die Zeitschrift National Geographic 
herausgibt, arbeitet das Unternehmen nun schon zum zweiten 
Mal zusammen. Im Oktober 2015 ließ die Gesellschaft sich für 
die ganz auf den agro-industriellen Komplex setzende Landwirt-
schaftssparte des Konzerns einspannen. Gemeinsam mit BAYER 
CROPSCIENCE präsentierte sie das Online-Spiel „Top Crop“, das 
sich angeblich den „komplexen Problemen beim Anbau von Nah-
rungsmitteln für eine wachsende Weltbevölkerung“ widmet. Die 
COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN kritisierte die Part-
nerschaft in einem Offenen Brief an die „National Geographic 
Society“ scharf. „BAYER ist der zweitgrößte Hersteller und einer 
der zentralen Anbieter von gentechnisch verändertem Saatgut. 
Die von BAYER propagierte Landwirtschaft, die auf einem inten-
siven Einsatz von Agro-Chemikalien und Dünger basiert, schädigt 
Böden und Biodiversität irreversibel und gefährdet dadurch die 
Ernährungssicherheit. National Geographic sollte sich nicht dafür 
hergeben, Geld aus der Portokasse von BAYER anzunehmen und 
dadurch zum ‚Greenwashing’ des Konzerns beizutragen“, hieß es 
darin etwa.

Virtueller MIRENA-Flashmob
BAYERs Hormon-Spirale MIRENA hat Nebenwirkungen wie 
nächtliche Schweißausbrüche, Herzrasen, Unruhe, Schlaflosig-
keit, permanente Bauchkrämpfe und Oberbauchschmerzen. Allein 
die US-amerikanische Gesundheitsbehörde FDA erhielt bereits 
45.000 Meldungen über unerwünschte MIRENA-Effekte. Darum 
setzen sich immer mehr Frauen zur Wehr. Sie verklagen den Le-
verkusener Multi – in den USA gibt es bereits über 2.000 Prozes-
se – und führen Aktionen durch. So kam eine bundesdeutsche 
Gruppe zu einem virtuellen Flashmob auf BAYERs Facebook-Seite 
zusammen und forderte dort unter anderem aussagekräftigere 
Beipackzettel und einen Widerruf der Aussage, MIRENA würde 
nur lokal wirken.

Neues von der Duisberg-Kampagne
Am 29. September 2011 jährte sich der Geburtstag des langjähri-
gen BAYER-Generaldirektors Carl Duisberg zum 150. Mal. Um die 
medialen Ständchen für den Mann zu konterkarieren, der im 1. 
Weltkrieg verantwortlich für den Einsatz von Giftgas und die Aus-
beutung von ZwangsarbeiterInnen war und später einen maßgeb-
lichen Anteil an der Gründung des Mörderkonzerns IG FARBEN 
hatte, rief die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG) 
eine Kampagne ins Leben. Sie mahnte anlässlich des Jahrestags 
die Umbenennung von Straßen, Schulen und anderen Einrich-
tungen an, die Duisbergs Namen tragen. Viele Menschen ließen 
sich davon anregen und trugen die Forderung in die zuständigen 
Kommunal-Vertretungen. In Dortmund und Lüdenscheid hatte 

das schon Erfolg (siehe auch SWB 1/15). Andere Orte wie z. B. 
Frankfurt und Marl haben noch keine Entscheidung gefällt. Der 
Bürgermeister des BAYER-Standortes Dormagen beauftragte das 
Stadtarchiv mit einer Prüfung. Diese fiel nicht eben zu Gunsten 
Duisbergs aus. CDU, FDP und die Zentrumspartei wollten jedoch 
trotzdem keine Initiative ergreifen, die SPD blieb geteilter Mei-
nung. Darum schlug der Bürgermeister vor, die AnwohnerInnen 
selbst über die Sache entscheiden zu lassen. Und da diese sich 
hauptsächlich von praktischen Erwägungen leiten lassen dürf-
ten, wird es wohl keine Adress-Änderungen in Dormagen geben. 
Bonn und Waldshut-Tiengen haben sich ebenfalls gegen einen 
neuen Namen entschieden. Auch die Universität Marburg hielt an 
Duisberg fest und ließ ihm seine Ehrendoktor-Würde. In Bergisch-
Gladbach hingegen stand die Straßen-Bezeichnung zwar nicht zur 
Debatte, die Stadt hat aber ein Straßennamen-Buch herausgege-
ben, das auch einen kritischen Artikel zu Duisberg enthält. 

UN-Kritik an BAYER
Bei seinem Deutschland-Besuch im Herbst 2015 beanstandete 
der Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen für Menschen-
rechte, Buskat Tuncak, die von den Chemie-Konzernen betriebene 
Politik der doppelten Standards. „Gefährliche Pestizide, die in der 
EU zur Verwendung verboten sind, werden von einigen deutschen 
Unternehmen immer noch in Länder exportiert, die nicht über ein 
angemessenes System zur Kontrolle dieser Pestizide verfügen“, 
so Tuncak. Ganz konkret kritisierte er dabei auch den Leverku-
sener Multi. „BAYER hat zugegeben, dass noch hochgefährliche 
Pestizide hergestellt werden, hat aber auch eingeräumt, dass 
daran gearbeitet wird, nach und nach aus den Produkten auszu-
steigen. Mich befriedigt allerdings nicht, dass es keinen konkre-
ten Zeitplan dafür gibt“, sagte der Sonderberichtserstatter. Das 
PESTIZID-AKTIONS-NETZWERK (PAN) machte bei seiner letzten 
Inventur im Jahr 2012 64 hochgefährliche Ackergifte in den Be-
ständen des Konzerns aus. 15 davon verkauft er nur in Afrika, 
Asien und Lateinamerika; elf Substanzen dieser Gruppe wie etwa 
Fipronil, Mancozeb und Diuron sind hierzulande gar nicht (mehr) 
zugelassen (SWB 3/12).

ESSURE-Protest in den USA #1
ESSURE, BAYERs ohne Hormone auskommendes Mittel zur Ste-
rilisation, zieht immer mehr Kritik auf sich. Die kleine Spirale, 
deren Kunststoff-Fasern für ein so großes Wachstum des Binde-
gewebes sorgen sollen, dass sich die Eileiter verschließen, kann 
nämlich beträchtliche Gesundheitsschädigungen hervorrufen. 
Allzu oft bleibt die Spirale nicht an ihrem vorgesehenen Ort, wan-
dert vielmehr im Körper umher und verursacht Risse an den Wän-
den innerer Organe, was zu lebensgefährlichen inneren Blutun-
gen führen kann. Auch Hautausschläge, Kopfschmerzen, Übelkeit 
und Allergien zählen zu den Nebenwirkungen. Aktionsgruppen in 
den USA riefen deshalb den 15. Juli 2015 zum landesweiten Pro-
testtag aus. Mit Parolen wie „Don’t be sure with ESSURE“ oder 
„BAYER stole my uterus – people before profits“ gaben Frauen 
auf den Straßen ihren Unmut über das Medizin-Produkt Ausdruck.
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ESSURE-Protest in den USA #2
Die unerwünschten Arznei-Effekt von BAYERs Sterilisationsspi-
rale ESSURE (s. o.) bewogen den republikanischen Politiker Mike 
Fitzpatrick, einen Verbotsantrag in den Kongress einzubringen, 
den „E-Free Act“. „Die durch ESSURE verursachten Schäden sind 
gut dokumentiert und reichen weit. Trotz all dieser Fakten bleibt 
das Medizinprodukt auf dem Markt, mit einem Zulassungsstem-
pel der FDA (US-Gesundheitsbehörde, Anm. Ticker) versehen. Das 
ist unakzeptabel für mich und die Zehntausenden von ‚ESSURE 
Sisters’, die mit den Nebenwirkungen leben müssen“, sagte Fitz-
patrick zur Begründung. Ursprünglich versicherte ihm mit Rosa 
DeLauro sogar eine Demokratin ihren Beistand, ein ungewöhn-
licher Akt angesichts der aktuellen Grabenkämpfe zwischen den 
beiden Parteien. Die Abgeordnete aus Connecticut zog ihre Un-
terstützung jedoch wieder zurück, weshalb der „E-Free Act“ kaum 
Chancen hat, Gesetzeskraft zu erlangen.

Transparenz für Stiftungsprofessuren?
Der Leverkusener Multi unterhält diverse Stiftungsprofessuren. 
In Niedersachsen muss der Konzern über die genauen Modali-
täten bei der Einrichtung der Lehrstühle künftig vielleicht etwas 
genauer Auskunft geben. Das Bundesland bereitet nämlich ein 
Informationsfreiheitsgesetz vor, das Transparenz-Regelungen für 
die entsprechenden Vereinbarungen vorsieht. So kann die Öffent-
lichkeit dann etwa erfahren, wie viele Wörtchen die Konzerne bei 
der Berufung der Hochschul-LehrerInnen mitzureden haben. Den 
Landtag passiert hat das Paragrafen-Werk allerdings noch nicht.

Transparenz für Beobachtungsstudien
Erkenntnisse werfen die Beobachtungsstudien zu Arzneien, die 
MedizinerInnen mit ihren PatientInnen durchführen, kaum ab. Das 
ist auch gar nicht Sinn der Übung. Die Anwendungsuntersuchun-
gen – wie sie BAYER etwa zu seinem Multiple-Sklerose-Präparat 
BETAFERON in Auftrag gegeben hat – verfolgen nur den Zweck, 
die Kranken auf das getestete Präparat umzustellen. Und dafür 
zahlen die Pharma-Riesen den ÄrztInnen viel Geld. „Fangprämi-
en“ nannte ein ehemaliger Vorsitzender der „Kassenärztlichen 
Vereinigung Nordrhein“ diese Zuwendungen einst. Genauere In-
formationen zu den Anwendungsbeobachtungen (AWB) müssen 
die Unternehmen den Krankenkassen, der Kassenärztlichen Bun-
desvereinigung und dem „Bundesinstitut für Arzneien und Medi-
zinprodukte“ (BfArM) übermitteln. Die Deutschland-Sektion von 
TRANSPARENCY INTERNATIONAL wollte sich diese Unterlagen 
einmal genauer ansehen und stellte einen Antrag auf Einsicht-
nahme. Von den drei angesprochenen Institutionen stellte sich 
nur das BfArM quer. Erst nach zwei Klage-Verfahren gelang es 
Transparency, Zugang zu den Dokumenten zu erhalten. Der Grund 
für das Blockade-Verhalten erschloss sich gleich nach Lektüre der 
Akten. Das BfArM war nämlich seinem gesetzlichen Auftrag, die 
Anwendungsbeobachtungen zu beobachten, mitnichten nachge-
kommen. Die Einrichtung versah das Material meistens nur mit 
einer Posteingangsnummer und heftete es ab. Unstimmigkeiten, 
die Transparency gleich ins Auge stachen wie etwa unvollstän-
dige Meldungen, fehlende Beobachtungspläne und fehlende An-
gaben zu den Honoraren, bemerkte das Bundesinstitut folglich 
nicht. Auch verglich es die erhaltenen Angaben nicht mit denen, 
die BAYER & Co. gegenüber den Krankenkassen und der Kassen-

ärztlichen Bundesvereinigung gemacht hatten, so dass die stark 
differierenden Auskünfte über die Anzahl der AWB nicht weiter 
auffielen. „Es erfolgte offensichtlich seitens der Institutionen kein 
Abgleich untereinander, auch gegenüber den Meldenden wurden 
kaum Beanstandungen erhoben. Ebenso wenig interessierte man 
sich für den Verlauf oder die Ergebnisse der AWB, vor allem hin-
sichtlich der Arzneimittel-Sicherheit“, kritisiert TRANSPARENCY 
INTERNATIONAL. Das Resümee der Organisation lautet deshalb: 
„Der wissenschaftliche Nutzen von AWB für die Allgemeinheit ist 
also gleich Null.“ Der Nutzen für die MedizinerInnen ist hingegen 
hoch. Die 126.764 von 2008 bis 2010 an den Beobachtungsun-
tersuchungen beteiligten ÄrztInnen erhielten für ihre Arbeit mit 
den über eine Million PatientInnen im Durchschnitt 19.000 Euro. 
Zehnmal stellte dabei der Leverkusener Multi den Scheck für 
„Studien“ mit insgesamt 6.500 Menschen aus. Als Konsequenz 
aus dem Studium der Unterlagen fordert Transparency nun stren-
gere Auflagen für die Anwendungsuntersuchungen. 

Protest gegen SIVANTO
BAYER preist das Pestizid SIVANTO mit dem Inhaltsstoff Flupy-
radifuron als Alternative zu den bienengefährlichen Substanzen 
GAUCHO und PONCHO an. SIVANTO zählt zwar nicht wie GAU-
CHO (Imidacloprid) und PONCHO (Clothianidin) zu den Neonicoti-
noiden, sondern zu den Butenoliden, aber es wirkt wie die beiden 
Agro-Gifte systemisch und blockiert ebenso wie diese die Reiz-
Weiterleitung an den Nervenbahnen. Deshalb bestehen massive 
Zweifel daran, ob der Stoff wirklich so „bienenfreundlich“ ist, 
wie der Leverkusener Multi behauptet. So hält Michele Colopy 
von der Organisation POLLINATOR STEWARDSHIP COUNCIL fest: 
„Die Forschungsergebnisse weisen vielleicht auf keine akute to-
xische Wirkung bei der ersten Anwendung hin, aber Zweit- und 
Drittanwendung zeigen eindeutige Effekte auf die Bienensterb-
lichkeit, das Verhalten, die Brut-Entwicklung sowie Pollen und 
Nektar.“ Trotzdem erteilten die US-Behörden dem Produkt die Zu-
lassung. Kanada hat noch nicht über eine Genehmigung entschie-
den, aber im Vorfeld regt sich bereits heftiger Widerstand gegen 
SIVANTO. HEALTH CANADA, SumOfUs und die „DAVID SUZUKI 
FOUNDATION“ rufen dazu auf, dem Pestizid kein grünes Licht zu 
erteilen, und haben eine Kampagne gestartet. 

Gen-Soja: testbiotest kritisiert EU
Die Europäische Kommission entscheidet demnächst über die 
Einfuhr-Genehmigung von BAYERs Gen-Soja FG72. Dank Mani-
pulationen an ihrem Erbgut übersteht die Laborfrucht Heimsu-
chungen durch die Pestizide Isoxaflutol und Glyphosat, während 
Wildkräuter den Agro-Giften erliegen. Bei Isoxaflutol haben die 
„ZukunftstechnologInnen“ auf einen 20 Jahre alten Inhaltsstoff 
zurückgegriffen, der ebenso wie sein Pendant Glyphosat im Ver-
dacht steht, Krebs zu erregen. Die Organisation testbiotech hat 
die EU wegen dieser Risiken und Nebenwirkungen aufgefordert, 
eine detaillierte Untersuchung zu den Chemikalien durchzuführen, 
ehe sie ihre Entscheidung fällt. „Es ist Aufgabe der EU-Kommissi-
on, für eine Risiko-Prüfung zu sorgen, die den Anforderungen der 
EU-Gesetze genügt. Diese basieren auf dem Vorsorge-Prinzip und 
fordern hohe wissenschaftliche Standards. Die Risiko-Bewertung 
muss daher auch die gesundheitlichen Auswirkungen von spezi-
ellen Mischungen von Spritzmittel-Rückständen einbeziehen“, so 
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der Testbiotestler Christoph Then. Brüssel lehnte seine Forderung 
jedoch ab.

Warnung vor Testosteron-Mitteln
Mit großer Anstrengung arbeitet der Leverkusener Multi daran, 
die „Männergesundheit“ als Geschäftsfeld zu etablieren und Hor-
mon-Präparaten wie NEBIDO oder TESTOGEL neue und nur selten 
zweckdienliche  Anwendungsmöglichkeiten zu erschließen. Zu 
diesem Behufe hat der Pharma-Riese die Krankheit „Testosteron-
Mangel“ erfunden und sie zu „männlichen Wechseljahresstö-
rungen“ erhoben. Studien hingegen warnen wegen Nebenwir-
kungen wie Herzinfarkt, Harntrakt-Schädigungen, Schrumpfung 
des Hoden-Gewebes, Beeinträchtigung der Zeugungsfähigkeit, 
Brust-Wachstum, Bluthochdruck, Blutverdickung, Ödeme und Le-
berschäden vor den Mitteln (siehe auch Ticker 4/15). Ungeachtet 
dessen verschreiben MedizinerInnen die Pharmazeutika immer 
häufiger – die Pharma-DrückerInnen von BAYER & Co. machen 
offenbar ganze Arbeit. Dr. Thomas Vögeli, Leiter der Aachener 
„Klinik für Urologie“ kritisiert den Umgang mit  NEBIDO & Co.: 
„Es kommen Patienten zu uns, die halbwegs normale Testoste-
ron-Werte haben – und trotzdem von Urologen oder Hausärzten 
Hormone verabreicht bekommen“, so Vögeli: „Das ist unverant-
wortlich.“

KAPITAL & ARBEIT

Grenzach: BAYER streicht 200 Stellen
Der Leverkusener Multi vernichtet in seinem Grenzacher Werk 
200 der 660 Arbeitsplätze. Der Konzern stellt an dem Standort die 
Salben BEPANTHOL und BEPANTHEN her und befüllt Fertigsprit-
zen und Injektionsfläschchen für andere Pharma-Unternehmen. 
Mit ausbleibenden Aufträgen von diesen Fremdfirmen begründet 
der Pillen-Riese nun die Stellen-Streichungen, die Leiharbeite-
rInnen ebenso betreffen wie Beschäftigte mit befristeten und 
unbefristeten Verträgen. „Die Kollegen sind spürbar entsetzt, 
fassungslos und enttäuscht“, hält der Betriebsratsvorsitzende 
Armin Schranz fest und kritisiert die Verantwortungslosigkeit 
des Personals in den Top-Rängen. „Erfahrene Manager, die uns 
bis dahin geführt haben und die wir eigentlich in diesen schwie-
rigen Zeiten dringend benötigen, verließen uns nach und nach 
und ließen uns mit unseren Sorgen und Problemen alleine“, so 
Schranz. Er verweist auch auf die – sich nun als sinnlos erweisen-
den – Opfer, welche die Belegschaft erbracht hatte, als BAYER 
die Produktionsstätte im Zuge des Kaufs von ROCHEs „Consumer 
Health“-Sparte übernahm, und warnt vor weiteren Einschnitten. 
„Nachdem altgediente Mitarbeiter nach dem Betriebsübergang 
von ROCHE zur BAYER AG zur Sicherung des Standortes große 
Verluste der Betriebsrenten-Ansprüche hinnehmen mussten, dür-
fen weitere Einbußen keinesfalls folgen“, mahnt Schranz. Um 
das sicherzustellen, will der Betriebsratschef bei den laufenden 
Verhandlungen mit dem Global Player eine Standortsicherungs-
vereinbarung durchsetzen. 

500 Euro Monatslohn in China
Das Reich der Mitte hält für BAYER viele Standort-Vorteile bereit. 
So braucht der Leverkusener Multi in der Pharma-Produktion be-

schäftigten Frauen nur einen Monatslohn von umgerechnet 500 
Euro zu zahlen. Auch mit den Sozialleistungen kann sich der Kon-
zern zurückhalten. Mutterschutz gewährt er nur wenige Wochen. 
Grund genug für den Pharma-Riesen, die Pillen-Produktion in Pe-
king auszuweiten. 100 Millionen Euro investiert er in den Ausbau 
des dortigen Werkes.

Klagen über Arbeitsverdichtung
Am Wuppertaler Pharma-Standort von BAYER leidet die Beleg-
schaft unter einer massiven Arbeitsverdichtung. „Die Mitarbeiter 
beklagen die hohe Taktzahlen“, „Man hat nur noch zu funktio-
nieren“, „Bei der Urlaubsabsprache kommt man sich vor wie ein 
Bittsteller“ – diese Stimmen aus der Produktion zitiert die Wup-
pertaler BELEGSCHAFTSLISTE, eine Gruppe kritischer Chemie-
GewerkschaftlerInnen im Wuppertaler BAYER-Werk. Dem Be-
legschaftsinfo zufolge lässt der Pillen-Riese Schichten mit zwei 
statt wie eigentlich vorgesehen mit vier Beschäftigten fahren und 
bürdet durch die heißlaufenden Maschinen vor allem den Schlos-
serInnen und dem Kontroll-Personal viele Lasten auf. Darüber hi-
naus arbeiten Belegschaftsangehörige bis zu 17 Tage ohne Pause 
durch und häufen Überstunden ohne Ende an. „Hier muss Abhilfe 
geschaffen werden“, fordert die BELEGSCHAFTSLISTE.

Feine Unterschiede beim Bonus
Von seinem 2014er Rekord-Gewinn gab BAYER mit 420 Millio-
nen Euro auch bisschen was an die 18.200 Tarif-Beschäftigten in 
der Bundesrepublik weiter. Bei BAYER HEALTH CARE profitierten 
davon jedoch nicht alle in gleichem Maße. Die in der Produktion 
arbeitenden Belegschaftsangehörigen erhielten weniger als die-
jenigen aus dem Bereich „Forschung & Entwicklung“. „Wieso be-
kommen unsere Produktionskollegen weniger als ‚Forschung und 
Entwicklung?“, fragte die im Wuppertaler BAYER-Werk aktive 
alternative Gewerkschaftsgruppe BELEGSCHAFTSLISTE deshalb 
kritisch und stellte fest: „Die Kollegen haben sicher nicht weniger 
zum überragenden Geschäftserfolg beigetragen!“

Neuer Tarifvertrag in Berkeley
Das BAYER-Werk in Berkeley gehört zu den wenigen US-Nieder-
lassungen des Konzerns mit einer organisierten Arbeiterschaft, 
aus anderen Werken vertrieb der Leverkusener Multi die Ge-
werkschaften erfolgreich. 2012 hatte es an dem kalifornischen 
Standort nahe San Francisco noch harte Tarif-Verhandlungen 
gegeben, die von Solidaritätsaktionen im ganzen Land begleitet 
waren. 2015 hingegen blieben die großen Auseinandersetzungen 
aus. Der Konzern einigte sich mit den GewerkschaftlerInnen re-
lativ schnell auf einen neuen Tarif-Vertrag mit 4-jähriger Laufzeit. 
Offenbar hat sich das Unternehmen mit der Existenz der Beschäf-
tigten-Vertretung abgefunden.

DRITTE WELT

Aus für die „Food Partnership“
Im Jahr 2012 rief der damalige Entwicklungshilfe-Minister Dirk 
Niebel die „German Food Partnership“ (GFP) ins Leben. BAYER, 
BASF, SYNGENTA und weitere Firmen beteiligten sich an der 
Kooperation. „Mit ihrem Kapital, vor allem aber ihrem Know-
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how und ihrer Wertschätzung für Umwelt- und Sozialstandards 
trägt die Privatwirtschaft ganz wesentlich zu entwicklungspoli-
tischen Fortschritten bei“, so begründete der FDP-Politiker die 
Zusammenarbeit damals. Der Leverkusener Multi wirkt an dem 
GFP-Projekt „Better Rice Initiative in Asia“ mit. Er nutzt es als 
Vehikel, um seinen nach einer agro-industriellen Produktions-
weise verlangenden, sich nicht zur Wiederaussaat eignenden 
Hybrid-Reis zu vermarkten. Zur Erhöhung der Versorgungssicher-
heit und Stärkung der Kleinbauern und Kleinbäuerinnen trägt die 
Unternehmung hingegen nichts bei. Darum kritisierte die COOR-
DINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN die Liasion zwischen dem 
„Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung“ (BMZ) und der Industrie scharf. Andere Verbände 
wie OXFAM und FIAN protestierten ebenfalls gegen die Entwick-
lungshilfe für multinationale Konzerne. Das Engagement hatte 
jetzt Erfolg. Das BMZ beendet die „German Food Partnership“. 
Die Reis-Initiative und andere  Programme laufen jedoch weiter. 
Andere Formen dessen, was Niebel einst „Schulterschluss mit 
der Privatwirtschaft“ nannte, brauchen sich um die Überweisun-
gen aus Berlin auch keine Sorgen zu machen. Die „Neue Allianz 
für Ernährungssicherung“ von MONSANTO, BAYER & Co., kann 
sich ebenso nach wie vor über hohe Subventionen freuen wie 
develoPPP, in dessen Rahmen der Leverkusener Multi an einem 
Vorhaben zur Behebung der Mangelernährung von afrikanischen 
Frauen teilnimmt. Und für die „Grünen Innovationszentren“, für 
die der Agro-Riese in Indien gerade eine Messstation zur Erfas-
sung von Pilz-Sporen baut, gilt das Gleiche.

Kenia: Streit um Parallel-Importe
In manchen afrikanischen Ländern kosten bestimmte Medika-
mente bis zu 50 Mal mehr als in anderen Staaten auf der Welt. 
Die Weltgesundheitsorganisation WHO nennt als Beispiel BAY-
ERs Antibiotikum CIPROFLOXACIN, von dem eine Packung mit 
100 Tabletten in Mozambik zu einem Preis von 740 Dollar erhält-
lich ist, während InderInnen dafür nur 15 Dollar zahlen müssen, 
weil die Arznei dort Konkurrenz in Form von billigen Nachahmer-
Produkten hat. Die WHO erklärt deshalb die Einfuhr dieser günsti-
geren Präparate („Parallel-Import“) ausdrücklich als ein legitimes 
und auch nicht die Regeln der Welthandelsorganisation WTO 
verletzendes Mittel, um die Medikamenten-Versorgung sicherzu-
stellen. Genau zu diesem Instrument will jetzt das kenianische 
Gesundheitsministerium greifen, aber die Industrie-Vereinigung 
„Pharmaceutical Society of Kenya“ sträubt sich dagegen. 

POLITIK & EINFLUSS

Konzerne kritisieren Klima-Abkommen
Auf der Pariser Klima-Konferenz kamen die Teilnehmer-Länder 
überein, die Erderwärmung bis zum Ende des Jahrhunderts 
auf 1,5 Grad zu begrenzen. Einen verbindlichen Fahrplan zum 
Erreichen dieses Zieles haben die Staaten allerdings nicht be-
schlossen. Aber nicht daran stören sich BAYER & Co. Die Kon-
zerne kritisieren die Vereinbarung, weil diese sie nicht vor den 
Wettbewerbsnachteilen schützt, die ihnen die aus ihrer Sicht 
zu ambitionierte Politik der EU auf diesem Gebiet beschert hat. 
Der Präsident des „Bundesverbandes der deutschen Industrie“, 

Ulrich Grillo, beklagte die angeblich unfaire Lastenverteilung und 
forderte ein Klimaschutz-Moratorium. „Es ist jetzt nicht die Zeit, 
überstürzt über neue EU-, geschweige denn nationale Ziele nach-
zudenken“, so Grillo. Sein Kollege Holger Lösch aus der BDI-Ge-
schäftsführung leitete aus den Pariser Beschlüssen die Schluss-
folgerung ab, „dass Deutschland und Europa auch weiterhin ihre 
Industrien vor ungleichen Wettbewerbsbedingungen schützen 
müssen“, und der Hauptgeschäftsführer des „Verbandes der Che-
mischen Industrie“, Utz Tillmann, wusste dafür sogar schon ein 
erstes Betätigungsfeld zu nennen. Die Europäische Union dürfe 
den Unternehmen bei der anstehenden Reform des Emissions-
handels keine neuen Auflagen machen, meinte Tillmann.  

Offene Bundestagstüren für BAYER
In wichtigen Hauptstädten wie Berlin, Brüssel, Washington 
und Peking unterhält der Leverkusener Multi so genannte Ver-
bindungsbüros für seine Lobby-Arbeit. Patricia Solaro, welche 
die Dependance am bundesdeutschen Regierungssitz leitet, 
beschreibt ihre Tätigkeit allerdings ein wenig anders: „Wir sind 
Dienstleister für die Politiker, das bedeutet, wir müssen komplexe 
Sachverhalte aus den Bereichen ‚Pharma‘, ‚Gesundheit‘ und ‚Che-
mie‘ verständlich darstellen“. Und dazu hat BAYER soviel Gele-
genheit wie kaum ein anderes Privat-Unternehmen. Gleich sieben 
Beschäftigte des Konzerns verfügen über Hausausweise für die 
Bundestag, nur die Lobby-Agentur EUTOP besitzt mehr. Ausge-
stellt hat die Dokumente für den Pharma-Riesen ausnahmslos die 
CDU-Fraktion. Die hatte dann auch ebenso wenig wie die SPD 
ein Interesse daran, dass die Liste mit den privilegierten Konzer-
nen, Organisationen und Verbänden ans Licht der Öffentlichkeit 
kommt. Es war eine Klage des Tagesspiegels nötig, um die Par-
teien zur Preisgabe der Unterlagen zu zwingen.

Steinmeier preist BAYER & Co.
Außenminister Frank-Walter Steinmeier hat für die Neuausgabe 
des „Lexikons der deutschen Weltmarkt-Führer“ ein Grußwort 
verfasst und lobt BAYER & Co. darin in den höchsten Tönen. „Der 
Erfolg deutscher Weltmarkt-Führer speist sich aus mehr als ei-
nem ausgeprägten Gespür für Marktchancen und herausragender 
Innovationskraft. Vernunft, Verantwortung und langfristige Orien-
tierung – das sind die Werte, die das Handeln dieser Unterneh-
men bestimmen“, schreibt der Sozialdemokrat und schwärmt von 
seinen Besuchen der Firmen-Standorte im In- und Ausland. Dass 
es mittlerweile kaum noch einen nicht vorbestraften Dax-Konzern 
gibt und nicht nur das Sündenregister von BAYER kaum noch zu 
überblicken ist, ficht ihn dabei nicht an.

Schmidt knickt vor BAYER & Co. ein
Viele TierzüchterInnen verwenden Gentech-Pflanzen als Fut-
termittel. Darum fordern Gentechnik-GegnerInnen schon seit 
Langem eine Kennzeichnungspflicht für tierische Produkte, in 
denen Labor-Früchte von BAYER & Co. stecken. Auch die Bun-
desregierung bekannte sich in ihrem Koalitionsvertrag zu einer 
solchen Maßnahme. Jetzt schrieb die Große Koalition das Pro-
jekt allerdings ab. Das Vorhaben „finde derzeit keine ausreichen-
de Unterstützung seitens der Europäischen Kommission und der 
Mitgliedsstaaten“, hieß es kurz und knapp in dem von Landwirt-
schaftsminister Christian Schmidt CSU vorgelegten agrarpoliti-
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schen Bericht. „Die Bundesregierung betrügt die Bürgerinnen und 
Bürger, die Gentechnik im Essen und auf den Äckern mehrheitlich 
ablehnen, ein weiteres Mal“, kritisierte Harald Ebner von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN.

Duin im Chemie-Mobil
Der nordrhein-westfälische Wirtschaftsminister Garrelt Duin 
(SPD) hat eigentlich nichts gegen die gefährliche Kohlenmono-
xid-Pipeline, die zwischen den BAYER-Standorten Krefeld und 
Dormagen verläuft und immer noch ihrer Inbetriebnahme harrt. 
Er warf dem Leverkusener Multi nur vor, die BürgerInnen bei der 
Entscheidung nicht eingebunden zu haben. Deshalb mahnte er 
eine bessere Öffentlichkeitsarbeit an. Frucht dieser Offensive ist 
nun das Chemie-Mobil des nordrhein-westfälischen „Verbandes 
der Chemischen Industrie“, das im Herbst 2015 Stadtfeste und 
Märkte heimsuchte. Der Minister ließ es sich dann auch nicht 
nehmen, dem Gefährt seine Aufwartung zu machen, für einen 
Foto-Termin zur Verfügung zu stehen und Zitierfähiges kundzutun. 
„Die Menschen vor Ort können sich so über die Vielfalt und Be-
deutung der Produkte der chemischen Industrie informieren. Das 
schafft Vertrauen und legt die Basis für ein lebendiges Miteinan-
der“, lobte der Sozialdemokrat die Propaganda-Aktion.

Peking: Kraft besichtigt BAYER-Werk
Auf ihrer China-Reise im Frühjahr 2015 begleitete die nordrhein-
westfälische Ministerpräsidentin Hannelore Kraft (SPD) eine 
40-köpfige Delegation mit Wirtschafts-, Wissenschafts- und Me-
dienvertreterInnen. Darunter befand sich auch der BAYER-Vor-
stand Michael König. Damit nicht genug, stattete Kraft überdies 
noch BAYERs Pharma-Werk in Peking einen Besuch ab und ver-
lieh der Fertigungsstätte ministrielle Weihen. „Wir sind wirklich 
beeindruckt, mit welchen Standards hier produziert wird“, ließ 
sich die Sozialdemokratin vernehmen.

BAYER & Co. fordern Maßnahmen
Mitte März 2015 kamen der „Bundesverband der deutschen In-
dustrie“ und andere Wirtschaftsverbände mit Bundeskanzlerin 
Angela Merkel zusammen. Im Vorfeld des Treffens veröffent-
lichten BAYER & Co. eine lange Wunschliste. Darin forderten die 
Konzerne Maßnahmen zur Stärkung des Standortes Deutschland 
durch mehr Investitionen in die Infrastruktur, „Bürokratie-Abbau“ 
und bessere Anlage-Bedingungen für Wagnis-Kapital. Darüber 
hinaus klagten die Unternehmen über hohe Strom-Kosten und 
warnten vor zusätzlichen Belastungen etwa durch die von der EU 
geplante Neuregelung des Handels mit Kohlendioxid-Verschmut-
zungsrechten. Statt mit einem „verschärften Ordnungsrecht“ zu 
operieren, müsse die Energie-Politik Anreize setzen und auf das 
Prinzip „Freiwilligkeit“ vertrauen, hielten die Multis darüber hin-
aus fest. Auch ein Wiederaufschnüren des Gesetzes-Pakets mit 
den Hartz-„Reformen“ verbaten die Firmen sich. „Die Bundesre-
gierung darf die Reform-Uhr auf dem Arbeitsmarkt nicht immer 
weiter zurückdrehen. Das gilt gerade für die Zeitarbeit und Regu-
lierung von Werk- und Dienstverträgen“, heißt es in der „Gemein-
samen Erklärung“.

BAYER & Co. vs. Hil lary Clinton
Hierzulande kritisierte Karl Lauterbach jüngst in seinem Buch 
„Die Krebs-Industrie“ die Mondpreise für Onkologie-Medikamen-
te scharf. In den USA wächst der Unmut über die hohen Kosten 
für die Pharmazeutika ebenfalls (siehe SWB 1/16). So protestie-
ren schon PatientInnen-Verbände und ÄrztInnen gegen die Profit-
Sucht von Big Pharma. Und kurz nachdem 118 Krebs-ExpertInnen 
einen Maßnahmen-Katalog zur Reduzierung der Arznei-Ausga-
ben vorgelegt hatten, veröffentlichte auch Hillary Clinton von der 
demokratischen Partei einen Plan zur Reduzierung der Renditen 
nicht nur bei Krebs-, sondern auch bei Alzheimer- und Parkinson-
Therapeutika. BAYERs US-amerikanischer Lobby-Verband PhRMA 
reagierte postwendend und tischte die altbekannten Argumente 
für die Beibehaltung des lukrativen Status Quos auf: „Secretary 
Clintons Vorschlag würde die Uhr des medizinischen Fortschritts 
zurückdrehen und den Fortschritt im Kampf gegen diejenigen 
Krankheiten bremsen, welche die Menschen am meisten fürch-
ten.“

Steuerbefreiung in Mishawaka
In den USA macht BAYER es sich zur Gewohnheit, vor Investi-
tions- oder Deinvestitionsentscheidungen zu eruieren, ob die 
Standorte zu Steuer-Reduzierungen bereit sind (siehe auch TI-
CKER 2/15). Mit Mishawaka ging nun erneut eine Gemeinde auf 
die Erpressung ein. Gegen die Versicherung des Konzerns, 50 bis 
60 Arbeitsplätze zu schaffen, stellte die Stadt dem Global Player 
gehörige Nachlässe in Aussicht. Im ersten Jahr will Mishawaka 
ihm aller Abgaben erlassen, im zweiten 90 Prozent, anschließend 
80 Prozent und so weiter, bis der Leverkusener Multi nach einer 
Dekade dann wieder normal zahlen muss.

PROPAGANDA & MEDIEN

XARELTO-Kampagne mit Ballack
Da der Gesetzgeber in der Bundesrepublik direkte Werbung für 
Arzneien nicht gestattet, greift BAYER zu indirekten Methoden. 
Die Reklame für seinen umstrittenen Gerinnungshemmer XAREL-
TO – allein im Jahr 2014 gingen beim „Bundesinstitut für Arz-
neien und Medizinprodukte“ 161 Meldungen über Todesfälle im 
Zusammenhang mit dem Mittel ein – tarnt der Leverkusener Mul-
ti beispielsweise als Aufklärungskampagne zum Thema „Schlag-
anfall“. Bereits seit vier Jahren läuft die PR-Aktion „Rote Karte 
für den Schlaganfall“ mit dem ehemaligen BAYER-Leverkusen-
Fußballer Michael Ballack als prominentes Gesicht. Als Koopera-
tionspartner mit dabei: Die PatientInnen-Organisation „Stiftung 
Deutsche Schlaganfall-Hilfe“, die dem Global Player den Kontakt 
zur Zielgruppe sichert.

Große Tierarznei-Verkaufsshow
Bei der Vermarktung von Tier-Arzneien stoßen BAYER & Co. auf 
noch weniger Grenzen als bei der Verkaufsförderung von human-
medizinischen Produkten. Das nutzen die Unternehmen weidlich 
aus. So veranstaltete die Branchen-Vereinigung „American Ve-
terinary Medical Association“ im Dezember 2014 eine 4-tägige 
Messe, die rund 9.000 VeterinärInnen besuchten. Mit freien 
Mahlzeiten, kleinen, die Freundschaft erhaltenden Geschen-
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ken, Rock-Konzerten und anderen Events hielten die Konzerne 
ihre Kundschaft bei Laune. So bot der Leverkusener Multi einen 
Magier auf, um einen Vortrag mit „Produkt-Informationen“ ein-
zuleiten und belohnte die ZuhörerInnen anschließend mit einem 
USB-Ladegerät.

BAYER sponsert Jugend-Agrar-Gipfel
Der Leverkusener Multi investierte in die Zukunft seines Land-
wirtschaftsgeschäfts und rief deshalb den Jugend-Agrar-Gipfel 
ins Leben. Gemeinsam mit der JunglandwirtInnen-Organisation 
„Future Farmers Network“ lud BAYER Ende August 2015 „rund 
100 junge Vordenker aus aller Welt“ ins australische Canberra 
ein, um ihnen nahezubringen, was ein Agro-Riese so unter einer 
nachhaltigen Acker-Bewirtschaftung versteht. 

BAYER sponsert ÄrztInnen-Kongresse
Zur Pflege der medizinischen Landschaft sponsert der Leverku-
sener Multi auch ÄrztInnen-Kongresse. Im November 2015 „un-
terstützte“ er nach Informationen der Initiative BIOSKOP den 
Kongress der „Deutschen Hochdruck-Liga“ zu „Hypertonie und 
Prävention“ mit 18.000 Euro und die Arbeitstagung der „Chirur-
gischen Arbeitsgemeinschaft Endokrinologie“ mit 5.000 Euro. Im 
Oktober konnte sich die „Arbeitsgemeinschaft niedergelassener 
Urologen“ über 2.000 Euro freuen, und auch die Veranstaltungen 
des Geriatrie-Forums und der „European Association of Nuclear 
Medicine“ bedachte der Leverkusener Multi. Am meisten ließ er 
sich jedoch den Kongress der „Deutschen Gesellschaft für Neu-
rologie“ (DGN) kosten, der vom 23. bis zum 26. September in Düs-
seldorf stattfand. Über 180.000 Euro investierte der Konzern hier 
– gut angelegtes Geld, denn diese Medizin-Gesellschaft zählt zu 
den einflussreichsten Verfechtern des umstrittenen BAYER-Gerin-
nungshemmers XARELTO. So widersprach die DGN ausdrücklich 
der XARELTO-Kritik der „Arzneimittel-Kommission der deutschen 
Ärzteschaft“ und empfiehlt das Medikament in seinen Leitlinien.

BAYER sponsert Fortbildungen
Der Gesetzgeber verpflichtet die MedizinerInnen darauf, ihre 
Kenntnisse ständig zu erweitern. Die betreffenden Fortbildungs-
maßnahmen unterliegen allerdings dem Einfluss von BAYER & 
Co. 60 bis 70 Prozent der Angebote finanziert Big Pharma. Der Le-
verkusener Multi arbeitet dabei besonders eifrig daran, das Wis-
sen der ÄrztInnen über seinen umstrittenen Gerinnungshemmer 
XARELTO zu mehren und bietet zu diesem Behufe Veranstaltun-
gen wie „ThromboVision 2015“ und Vorträge wie „Die neuen An-
tikoagulantien im perioperativen Umfeld“ an. Eigentlich müssten 
die ÄrztInnenkammern prüfen, ob ihre KollegInnen bei solchen 
Gelegenheiten der unrechtmäßigen Einflussnahme von BAYER & 
Co. unterliegen, aber den Standes-Organisationen reicht meist 
die unverbindliche Erklärung der AusrichterInnen, es würden 
keine kommerziellen Interessen verfolgt. „Solche Formen der 
Fortbildung müssten verboten werden“, fordert TRANSPARENCY 
INTERNATIONAL deshalb. Das dürfte jedoch kaum geschehen, 
obwohl die Bundesregierung gerade ein Paragrafen-Werk zur 
Unterbindung der Korruption im Gesundheitswesen vorbereitet. 
Dieses hat nämlich nur Käuflichkeit durch Bestechung im Blick, 
nicht aber die indirekteren Wege, die MedizinerInnen auf Kon-
zern-Kurs zu bringen, wie sie z. B. Vorteilsgewährungen eröffnen. 

Christiane Fischer von der ärztlichen Antikorruptionsinitiative 
MEIN ESSEN ZAHLE ICH SELBST beklagt diese Gesetzeslücke: 
„Der größte Teil der Korruption im Gesundheitswesen läuft über 
Vorteilsnahme und Vorteilsgabe.“

VDMJ verleiht BAYER-Preis
Der Leverkusener Pillen-Riese versucht, Medizin-JournalistInnen 
an sich zu binden. Zu diesem Behufe kooperiert er mit dem „Ver-
band Deutscher Medizin-Journalisten“ (VDMJ) und lobt mit ihm 
gemeinsam den „Deutschen Medizinjournalisten-Preis“ aus. 
2014 ging die Auszeichnung an Andreas Wenderoth für einen 
Artikel über einen Demenz-Kranken.

TIERE & ARZNEIEN

Falsche Antibiotika-Statistik
Ende März 2015 vermeldete das „Bundesamt für Verbraucher-
schutz und Lebensmittelsicherheit“ (BVL): „Antibiotika-Abgabe in 
der Tiermedizin sinkt weiter.“ Das war an sich schon eine frag-
würdige Aussage. Da die Präparate nämlich immer effektiver 
wirken, sagen die nackten Zahlen nur wenig aus: Während eine 
Tonne des Alt-Antibiotikums Tetracyclin gerade einmal für 39.000 
Mastschweine langt, vermögen die LandwirtInnen mit einer Ton-
ne von BAYERs BAYTRIL 2,2 Millionen Tiere zu versorgen. Jetzt 
aber kommen noch mehr Zweifel an den Angaben auf, denn die 
BVL-Statistik weist beträchtliche Lücken auf. Sie erfasste längst 
nicht alle Betriebe; allein aus Baden-Württemberg fehlen Da-
ten von mehr als der Hälfte aller Tier-Fabriken. Und die Behörde 
setzte diese Leerstellen einfach mit Null gleich und verbuchte 
sie unter „kein Antibiotika-Verbrauch“, was das Bild natürlich 
entsprechend verzerrte. „Wir brauchen hier einen ganz schnellen 
Neustart, mit diesen Zahlen können wir überhaupt nichts anfan-
gen“, forderte der agrar-politische Sprecher der Grünen, Friedrich 
Ostendorff, deshalb. 

Viele Antibiotika-Überdosen
Ein 2014 erlassenes Gesetz schreibt MassentierhalterInnen vor, 
den Behörden ihre Antibiotika-Gaben zu melden. In Niedersach-
sen lag der Verbrauch von BAYTRIL & Co. in 6.000 von 21.000 
Betrieben so hoch, dass die UnternehmerInnen einen Reduktions-
plan erstellen mussten.

Antibiotika-Zahlen bleiben geheim
Die Bundesregierung hat die MassentierhalterInnen 2014 per 
Gesetz angewiesen, den Behörden Zahlen über ihre Antibiotika-
Gaben zu liefern (s. o.). Das Bundeslandwirtschaftsministerium 
möchte die Daten allerdings unter Verschluss halten. Es hat die 
Landesregierungen angewiesen, ParlamentarierInnen und Jour-
nalistInnen die entsprechenden Informationen nicht zur Verfü-
gung zu stellen. Offenbar fürchtet Landwirtschaftsminister Chris-
tian Schmidt (CSU) die Wahrheit über die Medikamenten-Exzesse 
in den Ställen und über ZüchterInnen, die sich der Meldepflicht 
entziehen. Peter Sauer von der Initiative ÄRZTE GEGEN MAS-
SENTIERHALTUNG schätzte das ähnlich ein: „Da drängt sich der 
Verdacht auf, dass es etwas zu verbergen gibt.“
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Zulassung für ZELNATE
Im Jahr 2008 hatte BAYER von JUVARIS BIOTHERAPEUTICS die 
Lizenz zur exklusiven Nutzung einer Immun-Therapie im Veterinär-
Bereich erworben. Sieben Jahre später erhielt der Leverkusener 
Multi in den USA die Genehmigung für die Vermarktung des auf 
dieser Basis entwickelten Immun-Stimulans ZELNATE. Das Prä-
parat soll bei Rindern mit Atemwegserkrankungen begleitend zu 
Antibiotika zum Einsatz kommen und so helfen, die Gaben dieser 
umstrittenen Mittel (s. o.) zu reduzieren. 

DRUGS & PILLS

Immer noch viele YASMIN-Rezepte
Frauen, die drospirenon-haltige Pillen wie BAYERs YASMIN zur 
Empfängnis-Verhütung nehmen, tragen im Vergleich zu solchen, 
die levonorgestrel-haltige Kontrazeptiva bevorzugen, ein bis zu 
dreimal so hohes Risiko, eine Thromboembolie zu erleiden. Trotz-
dem verschreiben die MedizinerInnen diese Mittel nach wie vor 
häufig, wie aus dem „Statusbericht zu oralen Kontrazeptiva“ der 
Techniker Krankenkasse hervorgeht. Von AIDA setzte der Lever-
kusener Multi 2014 155.000 Packungen ab; in der Liste der meist-
verordneten Kontrazeptiva belegt das Präparat damit Platz 26. 
Von YAZ verkauften sich 153.000 Einheiten (Rang 27), von YAS-
MINELLE 124.000 (34) und von YASMIN 104.000 (37). BAYERs 
MAXIM mit dem Wirkstoff Dienogest, der die Thromboembolie-
Gefahr für die Frauen im Vergleich zu Levonorgestrel um den Fak-
tor 1,7 erhöht, führt die Liste an. Über zwei Millionen Mal ging 
das Produkt über die Apotheken-Ladentische. „Die Markt-Domi-
nanz der Pillen mit dem höheren Risiko ist ein Beispiel dafür, dass 
wir noch nicht verstehen, wie Risiko-Kommunikation wirksam 
funktioniert. Und andererseits scheint es effektive Strategien zu 
geben, diese Risiken geringfügig erscheinen zu lassen“, hält die 
Krankenkasse dazu mit Verweis auf die Marketing-Methoden von 
BAYER & Co. fest. Dagegen hebt sie positiv das Vorgehen der 
französischen Behörden hervor, welche die Kosten für die beson-
ders gefährlichen Verhütungsmittel nicht mehr erstatten, was zu 
einem Rückgang der Lungenembolie-Fälle bei Frauen um bis zu 
27,9 Prozent führte.

Neue Tests mit ADEMPAS
Bisher haben die Behörden BAYERs ADEMPAS zur Behandlung 
der beiden Lungenhochdruck-Krankheiten CTEPH und PAH zuge-
lassen. Der Leverkusener Multi will jedoch die Indikationen er-
weitern und hat mit der klinischen Erprobung des Mittels zur The-
rapie von Kindern mit Lungenhochdruck begonnen. Und obwohl 
das Fach-Magazin Arzneimittelbrief die therapeutischen Effekte 
schon bei dieser Krankheit nur als „marginal“ bewertet, hält der 
Konzern zusätzlich noch nach ganz anderen Anwendungsgebieten 
Ausschau. So testet er ADEMPAS gerade als Arznei gegen die 
systemische Sklerose, eine Autoimmun-Krankheit. Und darüber 
hinaus beabsichtigt er, das Pharmazeutikum bei Herz-Insuffizienz 
und Schädigungen der Niere in Anschlag zu bringen.

ALEVE: Mehr Warnhinweise
Entzündungshemmende Schmerzmittel wie BAYERs ALEVE (Wirk-
substanz: Naproxen) steigern das Risiko für Herzinfarkt, Schlag-
anfall oder andere Herz-Kreislauf-Krankheiten mit möglicher 
Todesfolge. Darum mussten die Hersteller die Packungen auch 
mit entsprechenden Warnhinweisen versehen. Der US-amerika-
nischen Gesundheitsbehörde „Food and Drug Administration“ 
(FDA) reichte das jedoch noch nicht. Neuere Studien, die das 
Gefährdungspotenzial der Mittel noch einmal höher einschätzen, 
bewogen die FDA dazu, die Pharma-Riesen aufzufordern, die von 
ALEVE & Co. ausgehenden Gefahren noch deutlicher als bisher 
zu betonen.

Prophylaxe mit ASPIRIN gefährlich
In den USA schlucken fast 40 Prozent der Menschen über 50 Jah-
re ASPIRIN, um damit Herzinfarkten und anderen Gesundheits-
schädigungen vorzubeugen. Diese Zahl alarmiert MedizinerIn-
nen, weil die prophylaktische Wirkung mit einer größeren Gefahr 
von Blutungen erkauft ist. Sie empfehlen die regelmäßige Ein-
nahme von ASPIRIN nur Personen zwischen 50 und 59 mit einem 
erhöhten Risiko für Herz/Kreislaufkrankheiten. Dies- und jenseits 
dieser Altersgrenze überwiegen den WissenschaftlerInnen zu-
folge die Nachteile. Auch den Einsatz des „Tausendsassas“ zur 
Verhinderung von Krebs empfehlen die ForscherInnen nicht. Sie 
halten die Untersuchungen, die entsprechende ASPIRIN-Effekte 
nahelegten, für nicht belastbar. „Die beschriebene Wirkung war 
ein Zufallsfund aus Studien, in denen es eigentlich um Herz/
Kreislauf-Leiden ging“, relativiert Bernd Mühlbauer von der „Arz-
neimittel-Kommission der deutschen Ärzteschaft“ das Ergebnis 
einer dieser Arbeiten: „Der unabhängige Befund, dass ASPIRIN 
vor Krebs schützt, steht noch aus.“

Deutlichere CIPROBAY-Warnhinweise
Die Liste der Nebenwirkungen von BAYERs Antibiotikum CIPRO-
BAY ist lang. Die Arznei aus der Substanzklasse der Fluorchino-
lone kann unter anderem Sehnen-Entzündungen, Sehnenrisse, 
die Autoimmun-Krankheit „Myasthenia gravis“, Netzhaut-Ablö-
sungen, die Herzstörung „QT-Syndrom“ und Nervenleiden wie die 
periphere Neuropathie auslösen. Der Leverkusener Multi muss 
diese Gegen-Anzeigen zwar auf den Medikamenten-Schachteln 
bzw. im Beipackzettel aufführen, aber das reichte der US-ameri-
kanischen Gesundheitsbehörde FDA nicht. Nach einer Anhörung 
mit ExpertInnen und PatientInnen beschloss die Einrichtung, BAY-
ER zu deutlicheren Formulierungen zu veranlassen. Einige Medi-
zinerInnen votierten sogar dafür, in einigen Fällen zur höchsten 
Alarmstufe, der „Black Box Warning“, zu greifen. Zudem über-
steigt nach Meinung des Gremiums das Risiko von CIPROBAY und 
anderen Fluorchinolonen in einigen Anwendungsbereichen den 
Nutzen. Deshalb plädierte es dafür, die Mittel für Indikationen 
wie Nasennebenhöhlen-Entzündungen (s. u.), Blaseninfekte und 
bakterien-induzierte chronische Bronchitis nicht länger zuzulas-
sen.

CIPROBAY hilft  nicht bei Sinusitis
CIPROBAY und andere Medikamente aus der Substanzklasse der 
Fluorchinolone helfen nicht bei der Behandlung von Nasenneben-
höhlen-Entzündungen. Das ergab eine Auswertung von neun Stu-
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dien mit insgesamt 2.547 Sinusitis-PatientInnen. CIPROBAY & Co. 
brachten nicht nur das Kunststück fertig, weniger zu helfen als 
Placebos, sie malträtierten nicht wenige ProbandInnen überdies 
noch mit gefährlichen Nebenwirkungen (s. o.).

Mehr Antibiotika, mehr Resistenzen
Einer neuen Untersuchung zufolge nimmt der Antibiotika-Ver-
brauch weltweit zu und damit auch die Anzahl der Krankheitser-
reger, die Resistenzen gegen die Mittel herausbilden. Zwischen 
2000 und 2010 erhöhte sich der Absatz von 50 auf 70 Milliarden 
Einheiten – eine Steigerung von über 30 Prozent. Das „Center 
for Disease Dynamics, Economics & Policy griff für die Studie 
„The State of World’s Antibiotics 2015“ auf Daten aus 71 Staa-
ten zurück und beobachtete gerade auch in Entwicklungs- und 
Schwellenländern hohe Steigerungsraten. BAYERs CIPROBAY 
profitiert sehr von dem Boom und ist dementsprechend auch für 
dessen Kehrseite verantwortlich: Das Präparat kann einer immer 
größeren Zahl von Bakterien nichts mehr anhaben. In Uganda, 
Tansania und Ghana zeigt es sich etwa wirkungslos gegen den 
Keim Neisseria gonorrhoeae, Auslöser der Geschlechtskrankheit 
Gonorrhoe. Gegen in Geflügel nachgewiesene Krankheitserre-
ger kommt das Veterinär-Pharmazeutikum ebenfalls kaum noch 
an, denn sein veterinär-medizinisches Pendant BAYTRIL findet 
in allzu vielen Ställen der Fleisch-Industrie Anwendung. Gegen 
Salmonellen versagte CIPROBAY in 10 bis 98 Prozent der Fälle, 
gegen den Campylobacter spp in 55 bis 69 Prozent der Fälle und 
gegen Escherichia coli in 56 Prozent der Fälle. Befällt dieses 
Bakterium Schweine, so muss die Arznei in 31 Prozent der Fälle 
kapitulieren. Gegen E.coli-Isolate aus Rindern richtete es in 36 
Prozent der Fälle nichts mehr aus und gegen solche aus Hühnern 
in 19 bis 28 Prozent der Fälle. So vermögen E.coli & Co. dann über 
den Fleischverzehr ungestört in den menschlichen Organismus 
zu gelangen und dort Krankheiten auszulösen, gegen die kein 
Kraut mehr gewachsen ist. Ein WissenschaftlerInnen-Team von 
der Princeton University um die Humanbiologin Aude Teillant hat 
diesen Zusammenhang genauer analysiert. Wenn prophylaktisch 
zum Einsatz kommende Antibiotika zehn Prozent ihrer Wirksam-
keit einbüßen, wächst die Zahl der Infektionen um 40.000 und 
die der Todesfälle um 6.300. Verlieren die Präparate gar 70 Pro-
zent ihrer Durchschlagskraft, nimmt die Zahl der Infektionen um 
280.000 und diejenige der Todesfälle um 15.000 zu.

Marketing-Nebenwirkung „Resistenzen“
Die aggressive Vermarktung von Antibiotika hat der BUKO PHAR-
MA-KAMPAGNE zufolge einen großen Anteil an der Ausbreitung 
von Resistenz-Bildungen. So bewirbt der Leverkusener Multi 
etwa sein Produkt AVELOX in MedizinerInnen-Zeitschriften mit 
dem Slogan „Verlieren Sie keine Zeit, wenn Sie Atemwegsin-
fektionen bei Erwachsenen behandeln“, obwohl der zur Gruppe 
der Fluorochinolone gehörende Wirkstoff Moxifloxacin zu den 
Reserve-Antibiotika zählt. Diese sollten eigentlich nur zum Ein-
satz kommen, wenn andere Substanzen versagen. Besonders in 
Entwicklungs- und Schwellenländern finden AVELOX & Co. rei-
ßenden Absatz. In Mexiko beispielsweise unterliegen die Präpa-
rate nicht der Verschreibungspflicht, weshalb Apotheken schon in 
ihren Schaufenstern für BAYERs Fluorochinolon-Therapeutikum 
CIPROBAY und andere Mittel Reklame machen. Und in Indien kri-

tisieren WissenschaftlerInnen die gängige Praxis der ÄrztInnen, 
schon bei Durchfall Rezepte für Antibiotika auszustellen.

BAYER vermarktet neues Antibiotikum
Im Jahr 2011 erwarb BAYER von dem Unternehmen TRIUS die 
Vermarktungsrechte an dem Antibiotikum Tedizolid für die Regio-
nen Asien, Afrika, Lateinamerika und Mittlerer Osten. Unter dem 
Produktnamen SIVEXTRO will der Leverkusener Multi die Sub-
stanz künftig als Mittel gegen das MRSA-Bakterium in Umlauf 
bringen. Darüber hinaus testet der Pharma-Riese den Wirkstoff 
gemeinsam mit MERCK & Co. als Therapeutikum gegen eine be-
stimmte Art von Lungenentzündung.

Zweifel an XARELTO-Tests
Die Zuverlässigkeit der Tests, mit denen der Leverkusener Multi 
eine Zulassung für seinen umstrittenen Gerinnungshemmer XAR-
ELTO erlangt hat, steht in Zweifel, wie das Handelsblatt berich-
tete. Nach Angaben der Europäischen Arzneimittel-Behörde EMA 
benutzten die WissenschaftlerInnen bei den Klinischen Prüfun-
gen ein defektes Gerät zur Bestimmung der Gerinnungswerte der 
ProbandInnen, was die Ergebnisse verzerrte. Nach dem Erschei-
nen des Artikels verlor die BAYER-Aktie sofort drei Prozent an 
Wert und sackte damit so tief wie kein anderes Papier an diesem 
Tag. In einer umgehend veröffentlichten Erklärung verwies der 
Pharma-Riese auf Kontroll-Untersuchungen mit einem anderen 
Monitor-System, das die ursprünglichen Resultate angeblich be-
stätigte. Trotzdem überprüfen jetzt sowohl die EMA als auch ihr 
US-Pendant FDA die vom Global Player eingereichten Unterlagen. 
„BAYER arbeitet eng mit den Gesundheitsbehörden zusammen, 
um mögliche Fragen zu klären“, heißt es dazu aus der Konzern-
Zentrale. Mit welchen Risiken die Einnahme des Präparats ver-
bunden ist, belegen Zahlen des „Bundesinstituts für Arzneimittel 
und Medizinprodukte“. Es erhielt allein im Jahr 2014 161 Benach-
richtigungen über Todesfälle im Zusammenhang mit dem Mittel; 
insgesamt erfolgten rund 2.000 Meldungen wegen unerwünsch-
ter Pharma-Effekte.

XARELTO: schwankende Gerinnungswerte
In den Klinischen Prüfungen zeigte sich BAYERs Gerinnungshem-
mer XARELTO dem altgedienten Marcumar nicht überlegen. Des-
halb wirbt der Leverkusener Multi mit den praktischen Vorteilen 
der Arznei wie dem Wegfall der regelmäßigen Blutgerinnungs-
messung. Aber selbst damit ist es nicht weit her. So räumte ein 
Konzern-Wissenschaftler gegenüber dem Handelsblatt ein, dass 
die Gerinnungswerte unter XARELTO eine erhebliche Schwan-
kungsbreite aufweisen. Wegen des damit verbundenen Blutungs-
risikos lässt das Kontrollen dringend angeraten erscheinen. Erst 
später relativierte der BAYER-Mediziner seine Aussage wieder 
– es habe ein „Irrtum“ vorgelegen.

BAYER nutzt AMNOG-Lücke aus #1
Nach dem Arzneimittel-Neuverordnungsgesetz (AMNOG) von 
2011 müssen neue Medikamente eine Kosten/Nutzen-Prüfung 
durchlaufen. Schaffen die Arzneien es dann in diesem Prozess, 
ihre Überlegenheit gegenüber herkömmlichen Pharmazeutika 
unter Beweis zu stellen, können die Hersteller in den Verhand-
lungen mit den Krankenkassen einen besonders hohen Preis für 
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die Präparate verlangen. Gelingt es den Medikamenten hingegen 
nicht, den Nachweis über ihre besondere Qualität zu erbringen, 
so haben sich deren Therapie-Kosten an denjenigen zu orientie-
ren, welche die bislang verfügbaren Produkte verursachen. Viele 
Konzerne geben sich von vornherein mit der zweiten Option zu-
frieden, weil ihnen auch der Normalpreis ein gutes Auskommen 
sichert. Deshalb legen sie es gar nicht darauf an, einen Zusatz-
nutzen bestätigt zu bekommen, und reichen dem „Institut für 
Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen“ (IQWiG) 
unvollständige Dossiers ein oder verzichten ganz auf Dokumen-
te aus klinischen Tests. So ging BAYER beispielsweise bei dem 
Magenkrebs-Mittel STIVARGA mit dem Wirkstoff Regorafenib 
vor. Der Global Player rechtfertigte sein Vorgehen zu allem Über-
fluss auch noch mit ethischen Motiven. STIVARGA hätte in den 
Versuchen so gut angeschlagen, dass die MedizinerInnen es den 
Kranken aus der Placebo-Gruppe nicht vorenthalten wollten, was 
dann aber leider keine Aussagen über den Zusatznutzen mehr 
zuließ. Ein fadenscheiniges Argument, das auch andere Konzer-
ne gerne nutzen, um neue Arzneien auf den Markt schleusen, 
die keinen echten Vorteil für die PatientInnen bieten. Darum 
wächst auch die Kritik an diesem Schlupfloch des Arzneimittel-
Neuverordnungsgesetzes. „Falls das AMNOG ernst gemeint ist, 
müsste es eine Verpflichtung geben, Dossiers abzugeben“, sagt 
etwa Wolfgang Becker-Brüser von der industrie-unabhängigen 
Fachzeitschrift arzneimittel-telegramm. Die Große Koalition sieht 
jedoch aktuell keinen konkreten Handlungsbedarf. Aber die Bun-
desregierung beobachte die Vorgänge aufmerksam und werde 
die Initiative ergreifen, sollte sie „zu der Überzeugung kommen, 
dass eine gesetzliche Änderung erforderlich ist“, wie es in der 
Antwort auf eine Kleine Anfrage der Partei „Die Linke“ heißt.

BAYER nutzt AMNOG-Lücke aus #2
Der Leverkusener Multi profitiert noch von einer weiteren Lü-
cke des Arzneimittel-Neuverordnungsgesetzes (AMNOG). Diese 
tat sich mit dem Regierungswechsel 2013 auf. Die neu an die 
Macht gekommene Große Koalition beschloss nämlich, schon 
länger zugelassene Medikamente von einer Kosten/Nutzen-
Bewertung auszunehmen und den entsprechenden AMNOG-
Passus zu streichen. Ulrike Faber, die als PatientInnen-Vertreterin 
an den Überprüfungen der Arzneien teilnimmt, kritisierte diese 
Verschonung des Bestandsmarkts gerade auch im Hinblick auf 
die Gerinnungshemmer XARELTO (Wirkstoff: Rivaroxaban) von 
BAYER und PRADAXA (Wirkstoff: Dabigatran) von BOEHRINGER. 
„Ebenso skandalös ist die Nichtbewertung der neuen oralen An-
tikoagulantien (Dabigatran, Rivaroxaban) – bei explodierenden 
Verordnungszahlen, extremen Kosten und nicht bewertetem Zu-
satznutzen“, schrieb sie in der vom VEREIN DEMOKRATISCHER 
ÄRZTINNEN UND ÄRZTE herausgegebenen Zeitschrift Gesund-
heit braucht Politik.

PESTIZIDE & HAUSHALTSGIFTE

Immer mehr Pestizide
Die Agro-Riesen setzen immer mehr Pestizide ab. Global stiegen 
ihre Umsätze im Jahr 2014 um 4,5 Prozent auf 56,7 Milliarden 
Dollar. In der Bundesrepublik konnten die Konzerne sogar einen 

Zuwachs von 6,2 Prozent auf 1,6 Milliarden Euro verzeichnen. 
BAYERs Ackergift-Geschäft lag dabei noch über dem Schnitt. Das 
Unternehmen nahm in diesem Segment mit 6,6 Milliarden Euro 
7,2 Prozent mehr ein als 2013.

Neonics-Teilverbote ohne Wirkung
Pestizide aus der Gruppe der Neonicotinoide wie die BAYER-
Wirkstoffe Imidacloprid (GAUCHO) und Clothianidin (PONCHO) 
haben einen erheblichen Anteil am weltweiten Bienensterben. 
Darum erfolgten auf nationaler Ebene 2008 und EU-weit Ende 
2013 Anwendungsbeschränkungen. Gebracht haben die Maßnah-
men jedoch kaum etwas, wie eine Kleine Anfrage von BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN ergab (siehe SWB 1/16). Die Verbrauchsmen-
gen gingen nämlich nicht zurück. Das „Bundesministerium für 
Landwirtschaft“ begründete das gegenüber der COORDINATION 
GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG) wie folgt: „Die Absatzmengen 
von Neonicotinoid-Wirkstoffen umfassen die in Deutschland ab-
gegebene Menge aller Neonicotinoid-Wirkstoffe und damit mehr 
Wirkstoffe, als die auf EU-Ebene [Verordnung (EU) Nr. 485/2013] 
verbotenen Wirkstoffe Clothianidin, Imidacloprid und Thiametho-
xam. In Deutschland sind zwar die Anwendungen als Saatgut-Be-
handlungsmittel bei bienen-attraktiven Kulturen und die Anwen-
dungen im nicht-beruflichen Anwender-Bereich verboten und die 
Zulassungen entsprechend eingeschränkt, diese Anwendungsbe-
reiche fallen mengenmäßig jedoch weit weniger ins Gewicht als 
z. B. Wirkstoffe in Spritz-Anwendungen.“ Die CBG forderte die 
verantwortlichen Stellen deshalb auf, bei der demnächst anste-
henden EU-Entscheidung über die weitere Zukunft von GAUCHO 
& Co. die Konsequenzen aus diesem Befund zu ziehen und die 
Neonicotinoide komplett zu verbieten.

Neonics gefährden nicht nur Bienen
Pestizide aus der Gruppe der Neonicotinoide wie die BAYER-Pro-
dukte GAUCHO und PONCHO (s. o.) gefährden nicht nur Honig-
bienen, sondern auch andere Tiere. Darauf hat jetzt die EASAC, 
das von den Wissenschaftsakademien der EU-Staaten gebildete 
BeraterInnen-Gremium, hingewiesen. Mehrere Studien, die Ge-
fahren für Hummeln, Wildbienen, Schmetterlinge und Nachtfal-
ter durch GAUCHO & Co. ausgemacht hatten, bestätigen diese 
Einschätzung der EASAC.

Propaganda-Studie zu GAUCHO & Co.
Professor Harald von Witzke, der an der Berliner Humboldt-
Universität einen Lehrstuhl für „Internationalen Agrarhandel und 
Entwicklung“ innehat, gründete 2009 den Thinktank „Humboldt 
Forum for Food and Agriculture e. V. (HFFA), dabei geschickt auf 
den Renommee-Transfer durch den Namen Humboldt setzend. Zu 
den Partnern des Forums zählen BAYER, BASF, NESTLÉ, E.ON und 
KWS SEED – und so sehen die Expertisen der Denk-Fabrik dann 
auch aus. Witzke greift den Agro-Multis nämlich bevorzugt mit 
Untersuchungen unter die Arme, die es dann unter Überschriften 
wie „Studie belegt Wohlstandsgewinn durch moderne Landwirt-
schaft“ in die Presse schaffen. BAYER erteilt dem HFFA da na-
türlich gerne Aufträge. Jüngst bestellte der Leverkusener Multi 
beim Forum eine Ehrenrettung der als bienengefährlich verschrie-
nen Pestizide aus der Gruppe der Neonicotinoide, zu der unter 
anderem die BAYER-Produkte PONCHO und GAUCHO gehören. 



BEILAGE ZU STICHWORT BAYER 1/2016T I C K E R

Nach Meinung des Pestizid-Experten Lars Neumeister unterliefen 
dem HFFA dabei allerdings jede Menge Fehler. Nicht weniger als 
15 Punkte umfasst seine Mängelliste. So belegten die Autoren 
etwa ihre These, das Verbot von PONCHO & Co. würde zu Ernte-
Verlusten in Höhe von bis zu 23 Milliarden Euro führen, nicht mit 
empirischem Material. Zudem arbeiteten sie mit unrealistischen 
Modellen und nahmen die wissenschaftliche Literatur zum The-
ma nur unzureichend zur Kenntnis. Als „Corporate science fiction“ 
bezeichnet Neumeister die Arbeit deshalb.

Leverkusener Bienensterben 
2014 verendeten in Leverkusen, nicht weit entfernt von den Pes-
tizid-Versuchsfeldern des Agro-Multis, Millionen Bienen. Als To-
desursache stellten die Behörden dann auch zweifelsfrei BAYERs 
Ackergift Clothianidin fest. Aber einen Zusammenhang zwischen 
den Feldversuchen des Konzerns und den verendeten Bienenvöl-
kern konnte das beauftragte Labor dann überraschenderweise 
nicht ausmachen, obwohl AugenzeugInnen noch unmittelbar vor 
dem großen Sterben einen massiven Spritz-Einsatz beobachtet 
hatten. Auf eine kritische Nachfrage hin stritten die Wissen-
schaftlerInnen jedoch einseitige Untersuchungsmethoden ab. 
Man empfinde BAYER gegenüber keine Loyalität, sei unabhängig 
und hätte sorgfältig getestet, hieß es.

Glyphosat schädigt Darmflora
Der Pestizid-Wirkstoff Glyphosat, der hauptsächlich in Kombinati-
on mit MONSANTOs Gen-Pflanzen zum Einsatz kommt, aber auch 
in BAYER-Mitteln wie GLYFOS, PERMACLEAN, USTINEX G, KEE-
PER und SUPER STRENGTH GLYPHOSATE enthalten ist, gilt als 
gesundheitsgefährdend. So hat die Weltgesundheitsorganisation 
die Substanz im März 2015 als „wahrscheinlich krebserregend“ 
eingestuft. Darüber hinaus schädigt der Stoff nach Forschungen 
von Stefanie Seneff und Anthony Samsel das Immunsystem. Er 
hemmt die Produktion von CYP-Enzymen, die im Zusammenspiel 
mit der Darmflora eine wichtige Rolle bei Entgiftungsprozessen 
spielen. Den WissenschaftlerInnen zufolge kann das nicht nur zu 
Krebs, sondern auch zu Herz-Krankheiten, Depressionen, Diabe-
tes, Alzheimer und Unfruchtbarkeit führen.

Glyphosat schädigt Lungen
Der Pestizid-Wirkstoff Glyphosat (s. o.) kann bei Kindern Schä-
digungen der Atemwege und der Haut hervorrufen. Zu diesem 
Ergebnis kommt eine argentinische Studie. Die Wissenschaft-
lerInnen verglichen den Gesundheitszustand von 50 Kindern in 
ländlichen Regionen, wo auf den Feldern viel Glyphosat zum 
Einsatz kommt, mit demjenigen von 25 AltersgenossInnen, die in 
Städten aufwachsen. Das Resultat: Die Landkinder litten deutlich 
öfter an Atemwegsbeschwerden und Hautkrankheiten.

PAN dokumentiert Abdrift-Fälle
Wenn LandwirtInnen Pestizide ausbringen, dann bleiben die Stof-
fe nicht einfach auf den Feldern. Der Wind trägt sie teilweise 
weit fort. Abdrift nennen WissenschaftlerInnen dieses Phäno-
men, das bei den AnrainerInnen der Äcker oft zu gesundheitli-
chen Problemen führt. Das PESTIZID AKTIONS-NETZWERK (PAN) 
dokumentierte jetzt 50 solcher Fälle. Die Menschen klagten unter 
anderem über Herz- und Magen-Beschwerden, Kopfschmerzen, 

Schwindel, Gallenstörungen, Husten, Juckreiz, Kratzen im Hals, 
Augenreizungen und Übelkeit. An diesen „Risiken und Nebenwir-
kungen“ besonders häufig beteiligt war die Substanz Clomazone, 
die auch in BAYER-Mitteln enthalten ist. Dem Produkt RODINO 
hat das „Bundesamt für Verbraucherschutz“ (BVL) deshalb schon 
die Zulassung entzogen, BRASAN und CENTIUM 36 dürfen je-
doch weiter ihr Unwesen treiben. 

GENE & KLONE

Gen-Raps von BAYER kreuzt aus
Ein in der EU nicht zugelassener Gen-Raps von BAYER hat das 
Saatgut einer konventionellen Züchtung verunreinigt. In der 
Pflanze, welche die französische Firma RAGT entwickelt hat, 
fanden sich Spuren des gegen den Herbizid-Wirkstoff Bromosynil 
immunen Raps’ NAVIGATOR. RAGT strebte für das Produkt eine 
Zulassung in EU-Ländern an. Deshalb fand ein Probe-Anbau in 
England, Frankreich, Dänemark und Deutschland statt. Nach Be-
kanntwerden des Skandals haben die hiesigen Behörden sofort 
die Anweisung erteilt, den auf 48 Versuchsfeldern in verschie-
denen Bundesländern kultivierten Raps zu zerstören. Eine Erklä-
rung für den Vorfall konnte das in den Pyrenäen ansässige Un-
ternehmen bis jetzt nicht liefern; es kündigte eine Untersuchung 
an. Immer wieder machen Laborfrüchte des Leverkusener Multis 
solche Schlagzeilen. 2006 tauchte der gentechnisch veränderte 
Langkorn-Reis „LL601“ weltweit in Handelsmarken wie UNCLE 
BEN’S auf. 2013 dann griff Mais von PIONEER und DOW CHE-
MICAL, dem Gen-WerkerInnen auch eine Resistenz gegen das 
gesundheitsschädigende BAYER-Herbizid Glufosinat verpasst 
hatten, auf traditionelle Arten über. Und 2014 fand sich INVIGOR-
Raps in kanadischem Weizen. 

Gen-Blüten trotzen Klimawandel nicht
Seit einiger Zeit bewerben BAYER & Co. die Gentechnik gerne 
mit dem Argument, sie erlaube es, Laborfrüchte durch Eingriffe 
in ihr Erbgut gegen die Folgen des Klimawandels zu wappnen. 
Die GREENPEACE-Studie „Zwei Jahrzehnte des Versagens“ ver-
weist das allerdings ins Reich der Mythen: „Auch 20 Jahre nach 
dem ersten kommerziellen Anbau gentechnisch veränderter Kul-
turpflanzen warten Bäuerinnen und Bauern noch immer auf Gen-
Pflanzen, die Klima-Belastungen wie Hochwasser und Hitze wirk-
lich aushalten können.“ Als Grund nennt die Untersuchung die 
Beschränkung der Erbgut-BastlerInnen auf einige wenige Gene 
und die Unmöglichkeit, deren Wirken im erforderlichen Maße 
zu steuern. Dagegen verweist die Umwelt-Organisation auf die 
Erfolge konventioneller Zucht-Methoden bei dem Versuch, die 
Feldfrüchte besser an die veränderten Umweltbedingungen an-
zupassen. 
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WASSER,  BODEN & LUFT

8 Mill ionen Tote durch Umweltgifte
Durch Umweltgifte kommen Jahr für Jahr rund acht Millionen 
Menschen um. Das geht aus einer Studie hervor, welche die 
Schweizer Stiftung GREEN CROSS gemeinsam mit der Initiative 
PURE EARTH vorlegte. Als Hauptverursacher nennt die Untersu-
chung Schwermetalle wie Quecksilber und Blei, Pestizide, Radio-
nuklide und Kadmium. BAYER hat einen nicht unbeträchtlichen 
Anteil daran, dass diese Substanzen ihre gesundheitsschädliche 
Wirkung entfalten können. Pestizide produziert der Leverkusener 
Multi in Massen, an Schwermetallen leitete er allein 2014 6,3 
Tonnen in die Gewässer und Radionuklide zählen zu den Abbau-
Produkten von Radium-223-dichlorid, dem Wirkstoff seiner strah-
lentherapeutischen Krebs-Arznei XOFIGO. 

PCB in der Wupper
Polychlorierte Biphenyle (PCB) gehören zu den giftigsten Her-
vorbringungen der Chlorchemie (SWB 1/14). Die vor allem vom 
Leverkusener Multi und MONSANTO in Umlauf gebrachten ge-
fährlichen „Alleskönner“ kamen bis zu ihrem vollständigen Ver-
bot 1989 unter anderem in Elektrogeräten, Fugendichtungsmas-
sen, Farben, Lacken und Bodenbelägen zum Einsatz – und stellen 
immer noch ein beträchtlichtes Risiko dar. Deshalb finden quer 
durch die Republik aufwendige Sanierungen von Universitäten 
und Schulen statt. Auch in der Umwelt ist der Stoff noch nach-
weisbar. Und nicht von ungefähr zählt die Wupper, die das Ber-
muda-Dreieck der BAYER-Standorte Leverkusen, Monheim und 
Wuppertal passieren muss, zu den PCB-verseuchtesten Gewäs-
sern in der Bundesrepublik. An der Meßstelle Leverkusen-Rhein-
dorf übertrafen die Konzentrationen mit einem Jahresmittelwert 
von 23,3 µg/kg für das PCB-153 und 22 µg/kg für das PCB-138 
sogar die Umweltqualitätsnorm von 20 µg/kg.

PFC: Bundesregierung handelt nicht 
Perfluorierte Kohlenwasserstoff-Verbindungen (PFC) sind hoch-
giftige, schwer abbaubare Substanzen, die Mensch, Tier und 
Umwelt schädigen. So haben die Chemikalien nach einer kana-
dischen, in der Fachzeitschrift Human Reproduction veröffent-
lichten Studie Einfluss auf die Fruchtbarkeit. Bei Frauen mit einer 
hohen PFC-Konzentration im Blut trat die Schwangerschaft spä-
ter ein und häufiger als bei Probandinnen mit niedrigeren Werten 
blieb sie der Untersuchung zufolge auch ganz aus. Zudem sorgen 
PFC für höhere Blutfett-Gehalte und steigern so das Risiko, Herz/
Kreislauf-Erkrankungen zu erleiden. Nach Recherchen des BUND 
leitet BAYER jährlich rund eine Tonne dieser chemischen Verbin-
dungen in den Rhein; lange Zeit belief sich die Zahl sogar auf 
sechs Tonnen. Die Politik stellt diesem Treiben nichts Ernstliches 
entgegen. Die Bundesregierung lehnt es ab, in der Trinkwasser-
Verordnung PFC-Grenzwerte festzulegen. Sie will lediglich einige 
Paragrafen in der Oberflächengewässer-Verordnung verschärfen 
und in der Abwasser-Verordnung die Anforderungen zur Vermin-
derung der PFC-Einleitungen erhöhen, wie CDU und SPD in ihrer 
Antwort auf eine Kleine Anfrage der Partei „Die Linke“ festhiel-
ten. 

Einstürzende Altlasten
Zu den zahlreichen BAYER-Altlasten tritt jetzt noch ein Grund-
stück in Wiesdorf hinzu. In den 1920er Jahren hatte das Unter-
nehmen dort eine fußballfeld-große Senke ausgehoben und mit 
Gips-Resten aus der Chemie-Produktion wieder aufgefüllt. Bilder 
davon will der Global Player nicht herausrücken, denn um eine 
tragfähige Lösung handelte es sich dabei nicht. 1953 zog es die 
auf dem Gelände errichtete „BAYER-Schule“ danieder zu den 
BAYER-Altlasten: Der Gips-Boden gab so stark nach, dass sich 
im Mauerwerk armdicke Risse auftaten. Darum nahm das Lever-
kusener Rathaus auch schnell davon Abstand, das Areal rund um 
den ehemaligen Wiesdorfer Bahnhof zum neuen Stadtzentrum 
zu machen. Darüber hinaus platzt die Asphaltdecke immer mehr 
auf – der Kölner Stadt-Anzeiger spricht schon von einer „Krater-
landschaft“. Aber das ist längst nicht das Schlimmste. Anfang 
2015 förderten Probe-Bohrungen einem Konzern-Sprecher zufol-
ge nämlich „schwermetall-haltige Befunde“ zu Tage. Trotzdem 
muss der Global Player keine großflächige Sanierung der Depo-
nie vornehmen, das belastete Erdreich abtragen und anschlie-
ßend entsorgen. Er einigte sich mit der Stadt vielmehr darauf, 
das Gift-Grab lediglich besser abzudichten. Die COORDINATION 
GEGEN BAYER-GEFAHREN kritisierte den Beschluss scharf. Sie 
fordert umfangreichere Arbeiten, um einen Eintrag der BAYER-
Hinterlassenschaften in das Grundwasser zu verhindern. Darin 
befinden sich nämlich schon genug schädliche Substanzen. Laut 
nordrhein-westfälischem Umweltministerium ist das rechtsrhei-
nische Grundwasser-Reservoir in einem chemisch so schlechten 
Zustand, dass es nicht zur Trinkwasser-Gewinnung taugt.

CO & CO.

Pipeline-Anfrage der Piraten
Nicht nur die zwischen den BAYER-Werken Dormagen und Kre-
feld verlegte Kohlenmonoxid-Pipeline birgt Risiken. Auch die in 
den 1960er Jahren zwischen Dormagen und Leverkusen gebaute 
Verbindung wirft Sicherheitsfragen auf. Mit diesen beschäftig-
te sich nun eine Kleine Anfrage, welche die Partei „Die Piraten“ 
im nordrhein-westfälischen Landtag stellte. Die rot-grüne Lan-
desregierung sah jedoch keinen Grund zur Beunruhigung. Nach 
Ansicht von Wirtschaftsminister Garrelt Duin (SPD) reichen die 
getroffenen Vorsorge-Maßnahmen wie etwa der Alarm- und 
Gefahrenabwehr-Plan voll aus. Und da der Gesetzgeber mehr 
nicht vorschreibt, will der Sozialdemokrat auch nicht mehr un-
ternehmen und lehnt es beispielsweise ab, ein unabhängiges 
Sicherheits- und Rettungsgutachten erstellen zu lassen. Überdies 
sieht er die Krankenhäuser für den Fall der Fälle gut gerüstet, ob-
wohl in ganz NRW nur eine Handvoll Plätze für eine Sauerstoff-
Überdrucktherapie zur Verfügung stehen. Aber nach Ansicht von 
Doc Duin tut es auch eine einfache Sauerstoff-Behandlung. Und 
Probleme bei Haftungsfragen im Falle eines Gas-Austritts durch 
die Abspaltung der Kunststoff-Sparte vom Mutter-Konzern BAY-
ER mag der Minister ebenfalls nicht erkennen.
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UNFÄLLE & KATASTROPHEN

Tödlicher Arbeitsunfall
Am 19. August 2015 brachen im Leverkusener Chemie-„Park“ 
bei Reparatur-Arbeiten an einem Kessel des Unternehmens 
MOMENTIVE, ein früheres Joint Venture von BAYER und Gene-
ral Electric, plötzlich Flammen aus. Ein Beschäftigter der Firma 
TECTRION, in dem die 60-prozentige BAYER-Tochter CURRENTA 
ihre Technischen Dienste gebündelt hat, erlitt dabei so schwere 
Verbrennungen, dass er vier Tage später starb.

Lösungsmittel-Austritt in Muskegon
Am 6. Oktober 2015 kam es in dem BAYER-Werk am US-ameri-
kanischen Standort Muskegon zu einem Störfall. Während der 
Einleitung von Prozess-Abwasser in das öffentliche Abwasser-
System traten Lösemittel aus. Da es sich dabei um entflammbare 
Substanzen handelte, musste die Feuerwehr des Ortes zur Si-
cherheit eine in der Nähe der Produktionsanlage gelegene Kirche 
evakuieren.

IMPERIUM & WELTMARKT

BAYER begrüßt Chinas Fünfjahresplan
Der auf dem Fünften Plenum der Kommunistischen Partei Chi-
nas beschlossene neue Fünfjahresplan findet die Zustimmung 
des Leverkusener Multis. „Unsere Strategie passt sehr gut zu 
dem Willen der Regierung, durch das Setzen auf Innovationen 
ein „gesundes China“ zu schaffen, betonte BAYERs China-Chefin 
Celina Chew gegenüber der Zeitung China Daily. Das Ziel, ein 
grünes Wachstum zu erreichen, begrüßte sie ebenfalls. Auch die 
Absicht, das Land weg von einer stark export-orientierten hin zu 
einer sich mehr auf den Binnenmarkt konzentrierenden Ökonomie 
zu führen und die Märkte zu öffnen, befürwortete die Managerin. 
Dieser Paradigmen-Wechsel müsste allerdings von einem Abbau 
bürokratischer Hürden, Strukturreformen und besseren Investiti-
onsbedingungen für ausländisches Kapital flankiert sein, mahnte 
Chew an.

Iran: BAYER begrüßt Sanktionsende
Der Leverkusener Multi hatte sich von den gegen den Iran im 
Zuge des Atomstreits verhängenden Sanktionen nicht vom Ver-
kauf seiner Waren in dem Land abhalten lassen. „Mit unserer 
Produktpalette stehen wir nicht an vorderster Front, uns zurückzu-
ziehen“, erklärte das Unternehmen 2010 anlässlich der Verschär-
fung der Maßnahmen. Aber trotzdem erwartet BAYER vom Ende 
des Banns, das die Großmächte im Sommer 2015 beschlossen 
haben, eine deutliche Absatz-Steigerung. „Wir sind davon über-
zeugt, dass unsere Produkte, insbesondere unsere Gesundheits- 
und Agrar-Produkte, auch im Iran benötigt werden und sehen 
bei der Aufhebung der Einschränkungen durchaus weiteres Ge-
schäftspotenzial“, hieß es aus der Konzern-Zentrale.

ÖKONOMIE & PROFIT

Patentes Steuersparen
Im Jahr 2012 löste BAYER im Zuge eines Rationalisierungspro-
gramms die Patentabteilung in Leverkusen auf und vernichte-
te dabei 25 der 200 Arbeitsplätze. Er gründete stattdessen die 
Tochter-Gesellschaft BAYER INTELLECTUAL PROPERTY (BIP) und 
verteilte ihre Abteilungen auf die Standorte Monheim, Eschborn 
und Schönefeld, um weniger Steuern zu zahlen. Nach Schätzun-
gen des Oberhausener Stadtkämmerers Apostolos Tsalastras re-
duziert der Konzern seine Abgaben-Last durch diese Operation 
um rund zehn Millionen Euro.

RECHT & UNBILLIG

YASMINELLE-Prozess geht weiter
In den USA sieht sich der Leverkusener Multi wegen der Ne-
benwirkungen seiner Verhütungsmittel aus der YASMIN-Familie 
wie z. B. YASMINELLE Tausenden von Klagen gegenüber, was 
ihn bereits 1,9 Milliarden Dollar Schadensersatz kostete. In der 
Bundesrepublik zog Felicitas Rohrer, die durch YASMINELLE 
eine Lungen-Embolie erlitt und daran beinahe gestorben wäre, 
2011 vor Gericht. Mitte Dezember 2015 fand vor dem Landge-
richt Waldshut der erste Tag d. Der Vorsitzende Richter Johannes 
Daun schlug eine außergerichtliche Einigung vor, die sowohl Roh-
rer als auch die BAYER-Anwälte ablehnten, und kündigte dann 
für das nächste Jahr erst einmal die Berufung von zwei Sach-
verständigen an. „Der erste mündliche Prozess-Tag lief positiv. 
Das Gericht führt den Prozess weiter fort und hat die nächsten 
Schritte veranlasst. Wir sind also schon weit gekommen, und so 
wird es hoffentlich weitergehen. Ich bin optimistisch und bleibe 
kämpferisch“, resümierte Rohrer.

Uni antwortet wieder nicht
Im Jahr 2008 ging BAYER mit der Kölner Hochschule eine Koope-
ration auf dem Gebiet der Pharma-Forschung ein. Die Versuche 
der COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG), per Kla-
ge Einblick in das Vertragswerk zu erhalten, scheiterten am 18. 
August 2015 vor dem Oberverwaltungsgericht Münster endgül-
tig (SWB 4/15). Inzwischen haben Konzern und Universität ihre 
Zusammenarbeit beendet. Und da das nordrhein-westfälische 
Hochschulzukunftsgesetz für abgeschlossene Projekte eine – 
freilich auch wieder an Auflagen gebundene – Publikationspflicht 
vorsieht, hat sich die CBG in einem Brief an die Bildungseinrich-
tung umgehend nach einem solchen Bericht erkundigt. Darin er-
bat die Coordination unter anderem Informationen zu den phar-
makologischen Forschungsvorhaben, zu den patentrechtlichen 
Fragen und zu den Gründen für die Beendigung der Kooperation. 
Allerdings erteilte die „Universität zu Köln“ wiederum keine Aus-
künfte und verwies zur Begründung auf das „Betriebsgeheimnis“. 
Die Coordination kritisierte die fortgesetzte Verweigerungshal-
tung in einer Presse-Erklärung: „Das Gesetz hat gleich die erste 
Bewährungsprobe nicht bestanden. Mit dem Totschlag-Argument 
‚Betriebsgeheimnis’, das noch nicht einmal von unabhängiger 
Seite aus kontrolliert wird, kann auch künftig jegliche Transpa-
renz unterbunden werden.“
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Whistleblower gewinnt Prozess
BAYERs Pharma-Referent Mike Townsend hatte die Aufgabe, die 
Hormon-Spirale MIRENA zu verkaufen. Bei einem seiner Praxis-
Besuche fiel ihm auf, dass eine Ärztin eine billig aus dem Ausland 
eingeführte und in den USA nicht zugelassene MIRENA-Version 
veräußerte, diese aber bei MEDICAID, einer staatlichen Unter-
stützungskasse für Bedürftige, zum markt-üblichen MIRENA-
Preis abrechnete. Townsend setzte den Leverkusener Multi von 
dem Betrug in Kenntnis, dieser wies ihn jedoch an, sich nicht 
weiter um den Fall zu kümmern und sich stattdessen auf seine 
Vertriebsaufgaben zu konzentrieren – offensichtlich wollte es 
sich der Konzern nicht mit den MedizinerInnen verscherzen. Dar-
aufhin wandte sich der Pillen-Vertreter direkt an MEDICAID, was 
dann auch prompt zu einer Bestrafung der Medizinerin führte. Der 
Global Player nahm das seinem Beschäftigten übel. Er suchte die 
nächstbeste Gelegenheit, um ihm kündigen zu können. Townsend 
ging dagegen vor und behielt recht. Das Gericht sprach ihm eine 
Gehaltsrückzahlung von 321.000 Dollar und zusätzlich 324.000 
Dollar aus dem Whistleblower-Schutzprogramm zu. Darüber hi-
naus muss der Pharma-Riese seinem ehemaligen Außendienstler 
568.000 Dollar Schmerzensgeld zahlen, weil der Rausschmiss bei 
dem Mann eine Depression ausgelöst hatte.

Strafe wg. fehlender Warnhinweise
In den USA verstieß BAYER gegen Pestizid-Gesetze. Der Leverku-
sener Multi hatte an das Unternehmen HARRELL’S Lizenzen zur 
Produktion und zum Vertrieb seiner Agro-Chemikalien MERIT und 
TOP CHOICE vergeben, jedoch nicht dafür gesorgt, dass die Pro-
dukte Warnhinweise trugen. Darum verhängte die US-amerikani-
sche Umweltbehörde EPA eine Strafe in Höhe von 85.500 Dollar 
gegen den Agro-Riesen.

Unlautere Pharma-Werbung
„BAYER duldet keine Gesetzes-Verstöße bei der Vermarktung 
seiner Produkte. Verantwortungsvolles Marketing steht auch für 
ethisch-moralische Grundsätze“, heißt es in einem Nachhaltig-
keitsbericht des Leverkusener Multis. Dennoch überschreitet der 
Konzern immer wieder die Grenzen des Erlaubten. So machte 
er MedizinerInnen sein Potenz-Mittel LEVITRA mit einem Gala-
Dinner inklusive Champagner schmackhaft; die ÄrztInnen hatten 
dafür vorher nur kurz den Vortrag „Medizinische und operative 
Therapien bei erektiler Dysfunktion“ zu schlucken. Nach einer 
Studie der WissenschaftlerInnen Anna V. Zetterqvist, Juan Merlo 
und Shai Mulinari von der Universität Lund, die Regelverstöße 
von Big Pharma in England und Schweden untersuchte, verstieß 
nur PFIZER öfter gegen Werbe-Auflagen als BAYER. In der Perio-
de von 2004 bis 2012 brach der Leverkusener Multi 16 Mal die 
Regeln. Insgesamt ahndeten die Kontroll-Instanzen 536 bzw. 597 
Verfehlungen. Im gleichen Zeitraum erhielt der Verein „Freiwilli-
ge Selbstkontrolle für die Arzneimittel-Industrie“ in der Bundes-
republik 460 Meldungen über Verstöße. Für Wolf-Dieter Ludwig, 
dem Vorsitzenden der Arzneimittel-Kommission der deutschen 
Ärzteschaft, dokumentiert dieses hohe Aufkommen das Scheitern 
der freiwilligen Selbstkontrolle. Der Onkologe tritt deshalb für ein 
unabhängiges Aufsichtsgremium ein.

Neues Gesetz für Tier-Arzneien?
Der Markt für Tier-Arzneien ist noch weniger reglementiert als 
derjenige für humanmedizinische Pharmazeutika. Bei Werbung 
und Vertrieb haben BAYER & Co. kaum Grenzen zu fürchten. Als 
besonderer Vorteil erweist es sich, dass der Medikamenten-Ver-
kauf VeterinärInnen und Großpraxen obliegt, denn mit den Kon-
zernen eint sie ein Interesse an hohen Preisen und großem Ab-
satz. Viele US-amerikanische PolitikerInnen sehen darin jedoch 
einen Schulterschluss zu Lasten Dritter. Deshalb brachten sie 
einen „Fairness to the Pet Owners“-Act auf den Weg, der andere 
Distributionswege für die Präparate vorsieht. Aber ob dieser je 
Gesetzeskraft erlangen wird, steht noch nicht fest. Die Branchen-
Vereinigung „American Veterinary Medical Association“ bemüht 
sich nämlich nach Kräften, das Vorhaben zu stoppen.

BAYER vs. GLENMARK
Das indische Unternehmen GLENMARK plant, eine Nachahmer-
Version von BAYERs Haut-Präparat FINACEA herauszubringen, 
wenn dessen Patent abgelaufen ist. Der Leverkusener Multi 
möchte diesen Prozess jedoch hinauszögern, um ein wenig län-
ger Monopol-Gewinne einstreichen zu können. Deshalb hatte 
der Konzern GLENMARK im Jahr 2013 wegen Patent-Verletzung 
verklagt, und zwei Jahre später konnte er sich damit vor Gericht 
auch durchsetzen.

Klage wg. Sanierungskosten
Vorgänger-Firmen hatten ein zuletzt in Besitz von BAYER und 
PHARMACIA befindliches Industrie-Areal im US-amerikanischen 
Woburn großflächig mit Chemikalien verseucht; im Grundwasser 
lassen sich unter anderem Arsen, Benzol und Ammoniak nach-
weisen. 2009 verpflichteten sich die beiden Unternehmen als 
Rechtsnachfolger der Umweltsünder deshalb, 32 Millionen Dollar 
für die Sanierung des Geländes zur Verfügung zu stellen (Ticker 
1/09). Zudem verlangten die Umweltschutz-Behörde EPA und an-
dere Institutionen, für die entstandenen Schäden in den angren-
zenden Flüssen und Seen zu haften. Das lehnten die Konzerne 
allerdings ab. Den staatlichen Stellen blieb nichts anderes übrig, 
als vor Gericht zu ziehen und so die Zahlung von 4,25 Millionen 
Dollar zu erzwingen. Jetzt aber behaupten BAYER und PHARMA-
CIA, die Einrichtungen würden unberechtigterweise noch mehr 
Geld in Rechnung stellen, und reichten Klage ein.

TELDAFAX-Streit:  BAYER zahlt 13 Mio.
2011 ist der damalige Trikot-Sponsor von BAYER 04 Leverku-
sen, der Stromanbieter TELDAFAX, Pleite gegangen. Der Verein 
wusste lange vorher von der finanziellen Schieflage der Firma, 
hat aber trotzdem weiter Millionen-Beträge kassiert und damit 
die Insolvenz-Verschleppung gedeckt. In deren Folge häufte das 
Unternehmen einen Schuldenberg von 500 Millionen Euro an und 
brachte über 700.000 KundInnen um ihr Geld. Darum forderte 
der Insolvenz-Verwalter Biner Bähr von BAYER im Namen der 
GläubigerInnen die Rückzahlung von 16 Millionen Euro. Da der 
Pharma-Riese das im Gegensatz zu anderen Parteien wie dem 
Hauptzollamt Köln, das Bähr 25 Millionen Euro überwies, ablehn-
te, ging der Jurist gerichtlich gegen den Konzern vor. Es begann 
ein langer Gerichtsstreit, bis der Leverkusener Multi schließlich 
einem Vergleich zustimmte. Er erklärte sich bereit, den TELDA-
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FAX-Geschädigten rund 13 Millionen Euro zu zahlen.

FORSCHUNG & LEHRE

BAYERs Nachhaltigkeitslehrstuhl
Der Leverkusener Multi finanziert an der bei Agro-Riesen sehr be-
liebten Berliner Humboldt-Universität (siehe PESTIZIDE & HAUS-
HALTSGIFTE) einen Lehrstuhl für „Nachhaltige Landnutzung und 
Klimawandel“. Mit dem Kohlendioxid-Ausstoß des Global Play-
ers, der 2014 rund 8,7 Millionen Tonnen betrug, dürfte sich der 
Stiftungsprofessor Hermann Lotze-Camper dabei eher nicht be-
schäftigen. Dafür zählt er aber zu den Mitgliedern des von BAYER 
und anderen Landwirtschaftsgiganten ausgehaltenen „Humboldt 
Forum for Food and Agriculture e. V.

BAYERs Arbeitsrechtsstiftung
Der Leverkusener Multi hat großes Interesse an einem im Kon-
zern-Sinne gestalteten Arbeits- und Wirtschaftsrecht. Darum 
versucht er, auf die wissenschaftliche Diskussion Einfluss zu 
nehmen. Zu diesem Behufe hat der Pharma-Riese bereits 1992 
gemeinsam mit der Universität Köln, die sich immer wieder gerne 
auf Kooperationen mit dem Unternehmen einlässt und etwa den 
langjährigen BAYER-Manager Richard Pott in seinen Hochschul-
rat berief, die „BAYER-Stiftung für deutsches und internationales 
Arbeits- und Wirtschaftsrecht“ ins Leben gerufen. Um diesen 
akademischen Bereich mit den nötigen Mitteln auszustatten, 
sind laut Unternehmen nämlich „erhebliche finanzielle Mittel 
erforderlich, die die zuständigen staatlichen Stellen nicht mehr 
in vollem Umfang zur Verfügung stellen können“. Stolz heben 
die StiftungsbetreiberInnen ihre Vernetzung hervor. Die Einrich-
tung arbeitet nicht nur mit den Kölner RechtswissenschaftlerIn-
nen zusammen, sondern auch mit dem „Institut für Arbeits- und 
Wirtschaftsrecht“, dem „Institut für Deutsches und Europäisches 
Arbeits- und Sozialrecht“, dem „Institut für das Recht der Euro-
päischen Gemeinschaft“ und dem „Institut für internationales 
und ausländisches Privatrecht“. Zudem gibt sie in Zusammenar-
beit mit dem BECK-Verlag eine Schriftenreihe heraus und initi-
iert Tagungen. Eine Veranstaltung widmete sich beispielsweise 
unter dem Titel „Zugang zum Recht: Europäische und US-ame-
rikanische Wege“ aus gegebenem Anlass dem vermeintlichen 
US-Irrweg der Sammelklagen. Dieser drohte nämlich Eingang ins 
Paragrafen-Werk der EU zu finden und BAYER & Co. auch auf dem 
Kontinent mit Milliarden-Entschädigungen für ihre schadhaften 
Produkte zu belegen.

BAYER subventioniert sich selbst
Der Leverkusener Multi profitiert massiv von der Forschungsför-
derung des Bundes, wie vor zwei Jahren eine SWB-Recherche 
ergab (SWB 2/13). So hat er von 1971 bis 2013 über 250 Mil-
lionen Euro an Forschungssubventionen erhalten. Mehr als 400 
Projekte sponserte der Bund in diesem Zeitraum. Der Geldregen 
verwundert allerdings nicht groß, denn oft genug hat der Glo-
bal Player bei der Vergabe der Mittel  ein gehöriges Wörtchen 
mitzureden. Auch auf die „Hightech-Strategie“ hat er Einfluss 
genommen. Die Autorin Steffi Ober kritisiert in ihrem Buch „Par-
tizipation in der Wissenschaft“ diese undemokratische, allein an 

den Interessen der Konzerne ausgerichtete Wissenschaftspolitik. 
„Die „Hightech-Strategie“ wird in exklusiven Verhandlungen zwi-
schen Staat und Wirtschaft unter (...) Ausschluss divergierender 
Interessen mit den Vertretern (...) der globalisierten Chemie- und 
Pharma-Industrie, den Energie-Versorgern (...) und der Automobil-
Branche abgestimmt“, heißt es in dem Werk. Und so sehen die 
Projekte dann auch aus. „Soziale und ökologische Belange“ ha-
ben keine FürsprecherInnen und finden sich deshalb auch nicht 
auf der Forschungsagenda wieder, moniert Ober.


